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Sperrvermerk 

Die nachfolgende Arbeit enthält vertrauliche Daten hinsichtlich einer getätigten Umfrage. 

In dieser verpflichtete sich die Verfasserin die ermittelten Ergebnisse vertraulich und 

anonym zu behandeln. Insofern ist der Anhang 8, der den Zugriff auf die ermittelten Er-

gebnisse der Umfrage ermöglicht, sowie die Anhänge 5 bis 7, die den elektronischen 

Schriftverkehr mit Kommunen dokumentieren, nicht zu veröffentlichen. 
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1 Einleitung 

„Der Haus-Traum platzt“1, „Das Umland wird noch teurer“2 oder „Torschlusspanik auf 

dem Immobilienmarkt“3 sind nur einige Schlagzeilen, die die Knappheit des verfügbaren 

Baulands bzw. Wohnraums und die Problematik der steigenden Immobilienpreise in 

Deutschland verdeutlichen. 

Gerade weil so viele Menschen den Traum von den eigenen vier Wänden hegen, wächst 

die Konkurrenz auf dem Baulandmarkt kontinuierlich. Doch nicht nur die Immobilien-

preise steigen unaufhaltsam, auch die Mieten erreichen in vielen Großstädten Spitzen-

werte.4 Wer diesem finanziellen Druck nicht standhalten kann, ist gezwungen, seinen 

Wohnsitz zu wechseln.5 Städter zieht es dabei vor allem in die umliegenden Gemeinden, 

in denen sie der einheimischen Bevölkerung den Wohnraum streitig machen.6 Im Wett-

bewerb um begehrte Grundstücke setzen sich die zugezogenen, finanziell besser ge-

stellten Auswärtigen gegen die weniger begüterten Ortsansässigen durch und bewirken 

eine Verdrängung der einheimischen Bevölkerung.7 

Um dieser Problematik entgegenzutreten, haben sich kommunale Einheimischenmo-

delle etabliert, die den Bedarf der ortsansässigen Bevölkerung mit subventioniertem 

Bauland decken.8 Da diese Modelle jedoch immer wieder zum Gegenstand gerichtlicher 

Verfahren wurden,9 widmet sich diese Arbeit der Thematik der Einheimischenmodelle 

und ihrer rechtlichen Ausgestaltung. Es soll geklärt werden, ob die Baulandförderungs-

modelle eine legitime kommunale Maßnahme zur Baulandsicherung für Einheimische 

darstellen. 

Zu Beginn werden die eingangs geschilderten Ursachen für die kritische Situation auf 

dem Baulandmarkt mit Fakten und Zahlen unterlegt. Anschließend ermöglicht das zweite 

Kapitel einen Überblick über die Thematik der Einheimischenmodelle. Unter Zuhil-

fenahme geeigneter Urteile und Kommentare klären die weiteren Teile der Arbeit, wel-

chen derzeitigen Rechtsstand die Baulandförderungsmodelle besitzen.

 
1 Schäfer, Der Haus-Traum platzt [Zugriff am 13.03.2022]. 
2 Iser/Tröger, Das Umland wird noch teurer [Zugriff am 13.03.2022]. 
3 Frohn et al., Torschlusspanik auf dem Immobilienmarkt [Zugriff am 13.03.2022]. 
4 Vgl. Statistisches Bundesamt, Auszug aus dem Datenreport 2021, S. 265 ff. [Zugriff am 18.02.2022]. 
5 Vgl. Kronauer, Gentrifizierung [Zugriff am 17.02.2022]. 
6 Vgl. Roeßing, Einheimischenprivilegierungen und EG-Recht, 2008, S. 107. 
7 Vgl. ebd. 
8 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 15. 
9 Siehe hierzu u. a. BayVGH, Urt. v. 12.05. 2004 – 20 N 04.329 –, (Juris); VG München, Beschl. v. 
25.11.2003 – M 1 E 03.5151 –, (Juris); BGH, Urt. v. 15.02.2019 – V ZR 77/18 –, (Juris). 
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Dabei werden die Zulässigkeit der Einheimischenmodelle und die Anforderungen an die 

Vergabekriterien differenziert betrachtet. Im Rahmen der Zulässigkeit beschränkt sich 

die Arbeit auf die Darstellung gesetzlicher Ermächtigungen, ausgewählter entgegenste-

hender Rechtsgebiete sowie normierter Ge- und Verbote. Die Prüfung der Vergabekri-

terien verlangt eine Betrachtung der unionsrechtlichen und grundgesetzlichen Normen. 

Im Fokus dieser Arbeit steht die Untersuchung des aktuellen Rechtsstands der Einhei-

mischenmodelle in Sachsen. Allerdings wird auch auf deren Verbreitung im Freistaat im 

Rahmen einer getätigten Umfrage eingegangen und die Vorstellung zweier sächsischer 

Baulandförderungsmodelle vorgenommen.  

Ein weiteres Ziel dieser wissenschaftlichen Arbeit besteht darin, eine Handlungsanlei-

tung für die sächsischen Kommunen zur Einführung und Nutzung von Einheimischen-

modellen zu entwickeln. Diese ist im Anhang (Anhang 14) angefügt. Sie soll den Verwal-

tungen die Thematik der Einheimischenmodelle näherbringen und ihnen eine rechts- 

und planungssichere Ausgestaltung ermöglichen.  

Da die Methodik der Einheimischenmodelle allerdings überaus vielfältig ist und diese 

Arbeit einen vorgegebenen Rahmen anvisiert, beschränken sich die inhaltlichen Ausfüh-

rungen dahingehend und versuchen, die Grundzüge der Baulandförderungsmodelle dar-

zulegen. Ein Anspruch auf Vollständigkeit kann daher nicht gewährt werden.  

Die Analyse des gewählten Themas gründet sich auf einer umfangreichen Recherche 

der zur Verfügung stehenden Fachliteratur, Rechtsprechung sowie Gesetzeskommen-

tare und Internetquellen.  

Zur besseren Lesbarkeit wird auf die Verwendung männlicher und weiblicher Sprachfor-

men verzichtet und stattdessen das generische Maskulinum verwendet. 
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2 Problemlage 

„Die Tatsache, daß [sic!] der Grund und Boden unvermehrbar und unentbehrlich ist, ver-
bietet es, seine Nutzung dem unübersehbaren Spiel der freien Kräfte und dem Belieben 
des Einzelnen vollständig zu überlassen; eine gerechte Rechts- und Gesellschaftsord-
nung zwingt vielmehr dazu, die Interessen der Allgemeinheit beim Boden in weit stärkerem 
Maße zur Geltung zu bringen als bei anderen Vermögensgütern. Der Grund und Boden 
ist weder volkswirtschaftlich noch in seiner sozialen Bedeutung mit anderen Vermögens-
werten ohne weiteres gleichzustellen; er kann im Rechtsverkehr nicht wie eine mobile 
Ware behandelt werden.“10 

Diese Feststellung des Bundesverfassungsgerichts vorangestellt, soll das folgende Ka-

pitel die Ursachen und das gegenwärtige Problem des Baulandmangels in der Bundes-

republik Deutschland thematisieren. 

2.1 Verändertes Wohnverhalten/Wohntrends 

Neben einem veränderten Wohnverhalten11 rechtfertigt auch ein gestiegener Wohnbe-

darf pro Person12 eine steigende Nachfrage nach preisgünstigem Bauland in Deutsch-

land.  

Ursächlich hierfür sind steigende Einkommen13 und der im Zeitraum von 1991 bis 2018 

verzeichnete Trend zu Ein- und Zweipersonenhaushalten. Im Jahr 2019 betrug die Zahl 

der Privathaushalte in Deutschland 35,3 Millionen, 2018 bereits 41,4 Millionen. Damit 

stieg die Zahl der Einpersonenhaushalte im angegebenen Zeitraum um 46 % und die 

Zahl der Zweipersonenhaushalte um 29 %. Gleichzeitig war ein Bevölkerungswachstum 

von 4 % zu verzeichnen und ein Rückgang der Drei- und Mehrpersonenhaushalte um 

20 %. Trendberechnungen für das Jahr 2040 ergeben mit 42,6 Millionen Haushalten 

eine voraussichtlich schwächere Steigung. Verglichen mit dem Jahr 2018 wird die An-

zahl der Einpersonenhaushalte bis 2040, wie in Anhang 1 zu erkennen, im Ergebnis der 

Haushaltsvorausberechnung von 2020 weiter ansteigen.14 

Die Bevölkerung benötigt allerdings nicht nur im Zuge der wachsenden Einpersonen-

haushalte mehr Wohnraum. Auch der Wohnbedarf pro Person stieg zwischen 2011 und 

2020 in Deutschland von 46,1 m2 auf 47,7 m2 an.15 Bezugnehmend auf die Ergebnisse 

der Mikrozensus-Zusatzerhebung von 2018 bemaß die pro Kopf Wohnfläche eines Ein-

personenhaushaltes 68 m2, während jedes Mitglied eines Zweipersonenhaushaltes mit 

49 m2 ca. 28 % und die Haushaltsangehörigen von Drei- und Mehrpersonenhaushalten 

mit 33 m2 ca. 52 % weniger Wohnraum beanspruchten.16 

 
10 BVerfG, Beschl. v. 12.01.1967 – 1 BvR 169/63 –, BVerfGE 21, 73-87, Rn. 23 (Juris). 
11 Vgl. Statistisches Bundesamt, Demografischer Wandel [Zugriff am 14.02.2022]. 
12 Vgl. Grziwotz, Baulanderschließung, 1993, S. 4. 
13 Vgl. ebd. 
14 Vgl. Statistisches Bundesamt, Demografischer Wandel [Zugriff am 14.02.2022]. 
15 Vgl. Umwelt Bundesamt, Wohnfläche [Zugriff am 17.02.2022]. 
16 Vgl. Statistisches Bundesamt, Wohnfläche von Haushalten [Zugriff am 17.02.2022]. 
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2.2 Demografischer Wandel 

Der demografische Wandel begünstigt neben der Zuwanderung aus dem Ausland auch 

den verzeichneten Anstieg kleinerer Haushalte in Deutschland.17 Zum einen fördert der 

Rückgang der Eheschließungen und Geburten sowie der Anstieg der getrenntlebenden 

Partnerschaften den Trend zu Ein- und Zweipersonenhaushalten. Zum anderen verur-

sacht „die fortschreitende demografische Alterung und die Verbesserung der gesund-

heitlichen Verfassung älterer Menschen […], dass immer mehr Senioren allein oder zu 

zweit einen eigenständigen Haushalt führen.“18 Während die Zahl der älteren Bevölke-

rung kontinuierlich steigt, sinkt die Zahl der nachfolgenden jüngeren Generationen ra-

pide. Daher ähnelt die Altersstruktur der deutschen Bevölkerung zunehmend einer Urne 

(Betrachtung 2019-2060).19 Zu den Auswirkungen des demografischen Wandels trat 

bzw. tritt die hohe Mobilität der Berufstätigen20 und der nachgeholte Erwerb von Eigen-

heimen, vor allem in den neuen Bundesländern21. 

Mit Blick auf die Binnenmigration ist festzuhalten, dass im Zeitraum von 1991 bis 2020 

die stärkste Ost-West-Wanderung stattgefunden hat. Insgesamt wanderten rund 1,2 Mil-

lionen Menschen vom Osten in den Westen. Bis 2017 verlangsamte sich diese Entwick-

lung, und erstmals seit 2017 ist eine umgekehrte Wanderungsbewegung ersichtlich.22  

In den vergangenen Jahren war eine weitere Migrationsentwicklung zu verzeichnen: die 

Landflucht junger Menschen und die Stadtflucht älterer Bevölkerungsgruppen. Die im 

Zeitraum von 2008 bis 2014 zugrunde liegende Forschung betrachtete dabei die Bin-

nenmigration der einzelnen Landkreise nach den verschiedenen Altersgruppen. Im Er-

gebnis dessen zog es vor allem diejenigen jungen Erwachsenen in die Großstädte, die 

dort ihrer studentischen und beruflichen Tätigkeit nachkamen. Im betrachteten Zeitraum 

zog es 250.000 mehr Menschen in die Städte als von ihr fort. Während bei den 18- bis 

29-Jährigen ca. 460.000 Personen mehr in die Städte migrierten, tendierte die Bevölke-

rung der über 30-Jährigen eher zum Umzug auf das Land.23 Diese Binnenmigration 

scheint sich im Rahmen der Pandemie im Ergebnis einer Studie des ifo-Instituts leicht 

zu wandeln.24 Denn mehr als jeder achte Befragte dieser Umfrage gab an, aus seiner 

Stadt ziehen zu wollen. Allerdings stelle nicht der ländliche Raum den Sehnsuchtsort 

dar, sondern „kleinere Großstädte mit 100.000 bis 500.000 Einwohnern und ‚suburbane 

Räume‘ im Speckgürtel der Großstädte.“25 

 
17 Vgl. Statistisches Bundesamt, Demografischer Wandel [Zugriff am 14.02.2022]. 
18 Ebd. 
19 Vgl. Ders., 14. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung [Zugriff am 17.02.2022]. 
20 Vgl. Ders., Demografischer Wandel [Zugriff am 14.02.2022]. 
21 Vgl. Grziwotz, Baulanderschließung, 1993, S. 4. 
22 Vgl. Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsentwicklung [Zugriff am 17.02.2022]. 
23 Vgl. Diekmann, Die Landflucht der jungen Deutschen [Zugriff am 14.02.2022]. 
24 Vgl. Norddeutscher Rundfunk, Stadtflucht nach der Pandemie? [Zugriff am 17.02.2022]. 
25 Ebd. 
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2.3 Gentrifizierung 

Der von der Engländerin Ruth Glass 1964 geprägte Begriff der Gentrifizierung „bezeich-

net zumeist die Verdrängung einkommensschwächerer Haushalte durch wohlhabendere 

Haushalte in innerstädtischen Quartieren […].“26 Anstelle der finanzschwächeren Bevöl-

kerungsgruppen können bei der Gentrifizierung aber auch Gewerbe wie Wohneigentum 

betroffen sein. Glass beobachtete eine derartige Entwicklung infolge des Zuzugs der 

Mittelschicht in einem Londoner Arbeitsviertel.27 

Kausal für die Gentrifizierung in Deutschland war die Politik der Suburbanisierung. Die 

geförderte Errichtung von Eigenheimen und Großsiedlungen an den Stadträndern be-

wirkte einerseits die vermehrte Abwanderung aus den zentralen Stadtteilen. Anderer-

seits begründete sie in den 1960er und 1970er Jahren einen einsetzenden ökonomi-

schen Strukturwandel der Beschäftigungsstruktur. Im Zuge der Tertiärisierung verloren 

viele Menschen ihren bestehenden Arbeitsplatz in der Industrie und rutschten in die Ar-

beitslosigkeit. Das Wohnen in den attraktiven Stadtrandlagen kam für diese Bevölke-

rungsgruppen nicht in Frage, weshalb sie in die verlassenen Kernstädte zogen.28 

Eine Veränderung des innerstädtischen Lebens kann daraufhin seit den 1990er Jahren 

durch ein Bevölkerungswachstum in deutschen Großstädten verzeichnet werden. Die-

ses folgt den Jahren des Rückgangs bzw. der Stagnation (1970er bis 1990er Jahre). 

Junge Menschen und Familien zog es in die attraktiven Städte, in denen sich neben 

kulturellen Einrichtungen auch solche des Bildungswesens, forschungsintensive Indu-

strien und Beschäftigungsfelder angesiedelt hatten. Darüber hinaus offerierte bzw. offe-

riert das Leben in den Städten gerade jungen Familien kurze Wege zum Arbeitsplatz 

oder zu Kindereinrichtungen.29  

Der wachsende Bedarf nach innerstädtischem Wohnraum und die damit einhergehen-

den steigenden Mieten und Eigentumswerte begründeten bzw. begründen die Gentrifi-

zierung ebenso wie verzögert ansteigende Preise für Grundstücke. Auch das seit den 

1990er Jahren wahrgenommene, zunehmende Auseinanderklaffen der Einkommens- 

und Vermögenssituation in Deutschland beschleunigte den Prozess der Gentrifizierung. 

Die Verdrängung einkommensschwächerer Bevölkerungsgruppen durch Mietsteigerun-

gen, Abfindungen oder Schikanen bewirkt gleichzeitig die Verknappung des verfügbaren 

und bezahlbaren Wohnraums.30 

 
26 Kronauer, Gentrifizierung [Zugriff am 17.02.2022]. 
27 Vgl. ebd. 
28 Vgl. ebd. 
29 Vgl. ebd. 
30 Vgl. ebd. 
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2.4 Steigende Immobilien- und Wohnpreise 

Zwischen 2009 und 2019 stiegen die Bau- und Immobilienpreise für Ein- und Zweifami-

lienhäuser sowie für Eigentumswohnungen bundesweit um rund 55 %. Der Wert von 

Eigentumswohnungen in den sieben größten deutschen Städten (Berlin, Hamburg, Mün-

chen, Frankfurt am Main, Stuttgart, Köln und Düsseldorf) stieg dabei zwischen 2016 und 

2019 um 33 %, der von Ein- und Zweifamilienhäusern um 29 %.  Für den Eigentumser-

werb in kleineren kreisfreien Großstädten bedurfte es 2019 für Ein- und Zweifamilien-

häuser 17 % und für Wohnungen 22 % mehr Kapital als 2016. Nicht nur in den Groß-

stadtlagen wurde Wohnraum zum Luxusgut, auch in den ländlichen Regionen musste 

für ein Eigenheim im Vergleich zu 2016 ca. 21 % und für Wohnungen ca. 16 % mehr 

Geld ausgegeben werden. Diejenigen, die keine „fertige“ Immobilie erwarben und nach 

dem Grundstückskauf zu Bauherren werden wollten, wurden finanziell in doppelter Hin-

sicht belastet: Denn auch die Baulandpreise stiegen zwischen 2009 und 2019 um 87 % 

und die Baupreise um 29 %.31 

Im bundesweiten Durchschnitt kostete der Quadratmeter baureifes Land 2020 199 €. 

2010 hatte der Durchschnittspreis noch bei 130 € und 2019 bei 190 € gelegen.32 

Auch Mieter mussten in den vergangenen Jahren mehr Mietausgaben tätigen. Insbeson-

dere spürten es diejenigen, die ab 2015 eine neue Wohnung bezogen. Die Mikrozensus-

Zusatzerhebung von 2018 ermittelte, dass deren durchschnittliche Nettokaltmiete pro 

Quadratmeter mit 7,70 € die deutschlandweite durchschnittliche Nettokaltmiete, die mit 

6,90 € angesetzt war, um 12 % überstieg. Bei Einzügen ab 2016 kann mit noch höheren 

Mietenzahlungen gerechnet werden.33 

In besonderem Maße beeinflusst auch die Wohnlage die Miethöhe. Betrachtet man 2018 

die durchschnittliche Nettokaltmiete pro Quadratmeter für Wohnungen, die ab 2015 an-

gemietet wurden, fällt bei allen sieben größten deutschen Städten die Miete mit 10,80 € 

um 21 % höher aus als die durchschnittliche Miethöhe (8,90 €) dieser Städte.34 

2.5 Mangel an Bauland 

Aufgrund der in den Punkten 2.1 bis 2.4 beschriebenen Entwicklung resultiert ein stei-

gendes Missverhältnis zwischen Angebot und Nachfrage.35 Dieses kann allerdings nicht 

vollumfänglich durch eine gemeindliche Baulandausweisung ausgeglichen werden.36 

 
31 Vgl. Statistisches Bundesamt, Auszug aus dem Datenreport 2021, S. 265 f. [Zugriff am 18.02.2022]. 
32 Vgl. Norddeutscher Rundfunk, Baulandpreise steigen auf Rekordniveau [Zugriff am 18.02.2022]. 
33 Vgl. Statistisches Bundesamt, a. a. O., S. 266 f. [Zugriff am 18.02.2022]. 
34 Vgl. ebd. 
35 Vgl. Pittino, Einheimischenmodelle, 2000, S. 9. 
36 Vgl. Grziwotz, Baulanderschließung, 1993, S. 4. 
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Denn im Gegensatz zu den 1960er Jahren können die Gemeinden heutzutage keine 

aktive Baulandpolitik mehr praktizieren, da die Baulandbeschaffung schwieriger, teurer 

und zeitaufwendiger wurde.37 Grziwotz führt hierzu an, dass die „[ö]ffentlich-rechtliche[n] 

Planungsprozesse […] immer langwieriger [werden], die Kosten hierfür […] gestiegen 

[sind und] […] die Handlungsspielräume […] [sowie] Reaktionsmöglichkeiten der Ge-

meinden […] angesichts einer restriktiven Rechtsprechung ständig enger [werden].“38 

Zudem zählt er als ökologische Probleme jeder Baulandausweisung den zusätzlichen 

Energieverbrauch, die steigende Infrastruktur (wie bspw. Straßen) sowie die erhöhten 

Umweltbelastungen auf.39 

Sowohl Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplans (vgl. § 30 Abs. 1 und Abs. 

2 BauGB), auch solche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils (vgl. § 34 

Abs. 1 BauGB) wie selbstverständlich auch Vorhaben im Außenbereich (vgl. § 35 Abs. 

1 und Abs. 2 BauGB), bedürfen zu ihrer Zulässigkeit unter anderem einer ausreichen-

den, gesicherten Erschließung. Folglich müssen Kosten zum Anschluss des Grund-

stücks an das Abwasserentsorgungsnetz als auch Aufwendungen für die wegemäßige 

Erschließung aufgebracht werden. Daneben erwachsen finanzielle Belastungen in der 

Vorbereitungs- und Planungsphase unter anderem für Entwürfe, Gutachten und verge-

bene Planungstätigkeit. Nicht weniger relevant sind zudem ökologische Kompensations-

maßnahmen.40 

Haller bekräftigt die Beachtung der ökologischen Belastbarkeit der jeweiligen Region 

und bringt zum Ausdruck, dass „eine Baulandausweisung bis zur Befriedigung sämtli-

cher Nachfrager politisch wie rechtlich nicht vertretbar [ist] [ohne Hervorhebungen d. 

Verf.].“41 Vielmehr „würde bei einer unbeschränkten Vermehrung des verfügbaren Bau-

landes die Erhaltung der gewachsenen sozialen, wie auch städtebaulichen Strukturen 

der […] [betroffenen] Gebiete gefährdet sein […].“42 

3 Thematik der Einheimischenmodelle 

Innerhalb dieses Kapitels soll die Thematik der Einheimischenmodelle betrachtet wer-

den. Neben der Zielsetzung der Baulandförderungsmodelle werden auch deren Arten 

und rechtliche Ausgestaltung thematisiert. 

 
37 Vgl. Grziwotz, Baulanderschließung, 1993, S. 4. 
38 Ebd. 
39 Vgl. ebd. 
40 Vgl. Hendricks, Einsatz von städtebaulichen Verträgen, 2006, S. 13. 
41 Haller, Die privatrechtliche Gestaltung öffentlich-rechtlicher Beziehungen, 1986, S. 17. 
42 Ebd. 
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3.1 Einheimischenmodelle 

Unter den sogenannten „Einheimischenmodellen“ werden kommunale Maßnahmen ver-

standen, bei denen Städte und Gemeinden Bauland zu günstigeren Preisen als markt-

üblich an ortsansässige Bewerber vergeben.43 

Bei der Vergabe des Baulandes wird das Rangverhältnis der Bewerber dabei von be-

stimmten Kriterien wie der Ortsansässigkeit, dem Einkommen und u. a. den sozialen 

Kriterien abhängig gemacht, die zuvor vom Gemeinderat festgelegt werden.44 Als Bei-

spiel sind hierzu die Vergabekriterien der Stadt Pfaffenhofen an der Ilm anzuführen.45 

Auf die zulässige Auswahl und die Wertigkeit der einzelnen Kriterien im Rahmen des 

Bewerbungsverfahrens wird in Punkt 5.5 genauer eingegangen. 

Praktiziert werden die Baulandförderungsmodelle vor allem in stadtnahen Gemeinden, 

die „insbesondere [in] boomende[n] Ballungsgebiete[n] und landschaftlich besonders at-

traktive[n] Gegenden wie de[m] Großraum München oder d[em] bayerische[n] Oberland 

[liegen].“46 

3.2 Ziele/Zwecke 

Die in Gliederungspunkt 3.1 genannten Kommunen erfahren einen steigenden Zuzug 

der städtischen Bevölkerung sowie anderer auswärtiger Bewerber. Während auswärtige 

Interessenten einen Zweit- oder Alterswohnsitz suchen, erhoffen sich die „Geflüchteten“ 

von den Umlagegemeinden und ihren im Vergleich zu den Großstädten moderaten 

Grundstückspreisen Aussicht auf ein Haus im Grünen. Bestärkt wird die Attraktivität der 

stadtnahen Gemeinden durch die verbesserten Nahverkehrsstrukturen und durch den 

Erholungs- und Freizeitfaktor.47 

In der Folge sind die Kommunen nun mit weiteren Problemen konfrontiert. Zum einen 

müssen sie der allgemeinen Baulandknappheit, wie in Punkt 2.5 beschrieben, in ihrem 

Gebiet entgegentreten. Zum anderen tragen sie die Verantwortung, die gemeindlich ge-

wachsene Siedlungsstruktur und Kulturlandschaft nicht durch den Grundstückserwerb 

Nichteinheimischer dauerhaft zu schädigen.48 Anderenfalls würden sich die betroffenen 

Gemeinden „zu bloßen Schlaf- oder Rolladenorten, in denen faktisch kein gemeindliches 

Leben mehr stattfinde[t, entwickeln].“49 

 
43 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 15.  
44 Vgl. ebd., S. 16. 
45 Vgl. Stadt Pfaffenhofen a. d. Ilm, Richtlinien für die Vergabe [Zugriff am 02.03.2022]. 
46 Klein, Deutsche Einheimischenmodelle, 2017, S. 170. 
47 Vgl. Roeßing, Einheimischenprivilegierungen und EG-Recht, 2008, S. 107. 
48 Vgl. Haller, Die privatrechtliche Gestaltung öffentlich-rechtlicher Beziehungen, 1986, S. 62. 
49 Roeßing, a. a. O., S. 107. 
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Die Einführung von Einheimischenmodellen verfolgt daher vielfältige (kommunal-)politi-

sche, städtebauliche und soziale Ziele.50 

Die soziale Zielvorstellung betrachtet die Bedürftigkeit der Einheimischen.51 Diesen ist 

es nicht möglich, mit den zugezogenen zahlungskräftigeren Städtern um ausgewiesenes 

Bauland zu konkurrieren. Um der Abwanderung bzw. Verdrängung der einheimischen 

Bevölkerung durch finanzkräftigere Auswärtige vorzubeugen, zielen die Einheimischen-

modelle daher auf die „Deckung des Wohnbedarfs der ortsansässigen Bevölkerung zu 

sozialverträglichen Konditionen“52 ab. Einheimische sollen dahingehend unterstützt wer-

den, sich in ihrer Heimatgemeinde niederzulassen.53 

Gefördert werden soll darüber hinaus das Gefühl der Zusammengehörigkeit als Aus-

druck der gemeindlichen Einheit:  

„Nur wenn sich die Bürger in ihrer alltäglichen physischen Existenz berühren, aufeinan-
der angewiesen und miteinander verflochten sind, kann sich eine gefühlsmäßige Bin-
dung und letztendlich eine Identifikation mit dem Heimatort entwickeln.“54 

Dies bekräftigt das kommunalpolitische Ziel der Einheimischenmodelle, „die Zukunfts- 

und Leistungsfähigkeit der örtlichen Gemeinschaft [zu sichern].“55 Simon und Gleich brin-

gen darüber hinaus zum Ausdruck, dass sich aus der gemeindlichen Baulandauswei-

sung zugunsten der finanzschwächeren Bevölkerung geradewegs eine Notwendigkeit 

ergibt, „den Erhalt stabiler Bewohnerstrukturen, […] [die] Aufrechterhaltung eines leben-

digen Vereinslebens sowie […] [die] Gewährleistung eines aktiven Miteinanders“56 zu 

garantieren. Somit bezwecken die Einheimischenmodelle das „‚Ausbluten‘ gerade von 

ländlichen Gegenden zu verhindern.“57 

Schließlich unterstützen Baulandförderungsmodelle auch städtebauliche Ziele wie § 1 

Abs. 5 S. 1 BauGB. Daneben sind die bei der Aufstellung der Bauleitplanung zu berück-

sichtigenden Belange des § 1 Abs. 6 Nr. 2 und Nr. 3 BauGB zu beachten. Diese Vor-

schriften rechtfertigen jedoch keine ausdrückliche Bevorzugung der ortsansässigen Be-

völkerung, da die Auswahlentscheidung unter der Beachtung des Gleichbehandlungs-

grundsatzes nach Art. 3 GG und Art. 18 SächsVerf im Ermessen der Behörde getroffen 

wird.58 Allerdings können sie in die Vergabekriterien einfließen und so das Vergabeer-

messen konkretisieren, um „die ‚bewährte‘ Bevölkerungsstruktur zu erhalten.“59 

 
50 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 21. 
51 Vgl. ebd. S. 22. 
52 Ebd., S. 15.  
53 Vgl. VG München, Beschl. v. 25.11.2003 – M 1 E 03.5151 –, Rn. 26 (Juris). 
54 Roeßing, Einheimischenprivilegierungen und EG-Recht, 2008, S. 35. 
55 Huber/Wollenschläger, a. a. O., S. 22. 
56 Gleich/Simon, Baulandvergabe in der Hochpreislage, 2017, S. 258. 
57 VG München, Beschl. v. 25.11.2003 – M 1 E 03.5151 –, Rn. 26 (Juris). 
58 Vgl. VG München, Beschl. v. 27.12.2006 – M 9 E 06.4069 –, Rn. 38 (Juris). 
59 Ebd., Rn. 45. 
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3.3 Begriff Einheimischer  

Da der Begriff des „Einheimischen“ gesetzlich nicht verankert ist, knüpft die Einheimi-

scheneigenschaft vieler Gemeinden nach Grziwotz an eine gewisse Dauer der Ortsan-

sässigkeit im Gemeindegebiet.60 

Burgi führt zu der Begriffsbestimmung des Einheimischen noch weiter aus, dass als 

Adressaten der Einheimischenmodelle alle Ortsansässigen, unabhängig von deren 

Staatsangehörigkeit oder deren soziale bzw. finanzielle Verhältnisse, umfasst werden. 

Eine Bezugnahme auf die kommunalrechtliche Unterscheidung zwischen den in § 10 

SächsGemO aufgeführten Einwohnern und den in § 15 SächsGemO normierten Bürgern 

findet dabei nicht statt.61 

Allerdings betont Grziwotz, dass der innerhalb der Vergabekriterien hinreichend konkre-

tisierte Begriff des Einheimischen diskriminierungsfrei gewählt werden muss.62 Er ver-

weist hierbei auf das Diskriminierungsverbot des Art. 12 EGV, dessen Nachfolger der 

Art. 18 AEUV darstellt.63 Nach welchen Maßgaben die kommunalen Vergabekriterien 

den Einheimischen in zulässiger Weise charakterisieren dürfen, wird ebenfalls in Glie-

derungspunkt 5.5 erläutert. 

3.4 Arten/Erscheinungsformen 

Nachfolgend werden die drei Arten bzw. Modelle von Einheimischenmodellen erläutert, 

„die in der Praxis am weitesten verbreitet sein dürften: das Verkaufs-, das Vertrags- und 

das Zwischenerwerbsmodell.“64 Bei der Wahl des Modells wird danach unterschieden, 

„ob die Ausweisung als Bauland bereits abgeschlossen ist oder in irgendeiner Weise mit 

dem Modell verknüpft werden soll.“65 

3.4.1 Verkaufsmodell 

Bei diesem Modell verkauft die Gemeinde oder Stadt auf Grund der durch den Gemein-

derat festgelegten Vergabekriterien kommunale Grundstücke an Einheimische.66 Wie 

bereits unter Gliederungspunkt 3.1 erläutert, basiert das Vergabeverfahren dabei auf ei-

ner bepunkteten Auswahlentscheidung, wonach der Bewerber, der letztendlich die höch-

ste Gesamtpunktzahl aufweist, den Zuschlag erhält. Die zu veräußernden Flächen lie-

gen hier bereits im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes.67 

 
60 Vgl. Grziwotz, Vertragsgestaltung im öffentlichen Recht, 2002, S. 199. 
61 Vgl. Burgi, Die Legitimität von Einheimischenprivilegierungen im globalen Dorf, 1999, S. 874. 
62 Vgl. Grziwotz, a. a. O., S. 199 f. 
63 Vgl. ebd.  
64 Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 15. 
65 Burgi, a. a. O., S. 875. 
66 Vgl. Huber/Wollenschläger, a. a. O., S. 16. 
67 Vgl. Burgi, a. a. O., S. 875. 
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Das Verkaufsmodell wird von den Gemeinden oder Städten dabei im Rahmen der soge-

nannten Zwei-Stufen-Theorie vollzogen.68 Diese differenziert das Vorgehen der Ge-

meinde in eine öffentlich-rechtliche erste Stufe – ob ein Interessent im Verfahren eines 

Einheimischenmodells ein Grundstück zu einem subventionierten Preis erhält – und in 

eine privatrechtliche zweite Stufe – wie die Vergabe des Baulandes abgewickelt wird.69 

Die gemeindliche Auswahlentscheidung gründet sich auf den vorher festgelegten Verga-

bekriterien und stellt einen Verwaltungsakt gemäß § 35 VwVfG dar.70 Folglich ist für 

Streitigkeiten, die eine „(Nicht-)berücksichtigung im Rahmen des sog[enannten] Einhei-

mischenmodells und die Vergabemodalitäten“71 bemängeln, gemäß § 40 Abs. 1 S. 1 

VwGO der Verwaltungsrechtsweg eröffnet. 

Vollzogen wird der Bewilligungsbescheid wiederum im Rahmen eines zivilrechtlichen 

Kaufvertrages nach § 433 BGB.72 In diesem münden die zwei übereinstimmenden Wil-

lenserklärungen, der Gemeinde und des Grundstücksbewerbers, sodass sich der Be-

werber zur Zahlung des subventionierten Kaufpreises gegenüber der Gemeinde ver-

pflichtet. Dass es sich bei den Grundstückskaufverträgen um zivilrechtliche Streitigkeiten 

handelt, legte auch das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 11.02.1993 fest: 

„Gegenstand des konkreten Vertrages ist ein Sachverhalt, der die Verschaffung des Ei-
gentums an einem Grundstück betrifft. Diesen Vorgang regelt die Rechtsordnung zivil-
rechtlich (§§ 433, 313 BGB). Sein Zweck bleibt auch durch die Bestimmung des er-
werbsberechtigten Käuferkreises auf die Begründung eines Rechtsverhältnisses auf 
dem Gebiet des Zivilrechts gerichtet.“73 

„Um die Zweckbindung der Grundstücksvergabe – die Deckung des Wohnungsbedarfs 

Einheimischer –- zu sichern, werden im notariellen Kaufvertrag entsprechende Kautelen 

verankert.“74 Neben Bau- und Eigennutzungsverpflichtungen können auch gemeindliche 

Zustimmungserfordernisse hinsichtlich der Vermietung bzw. Veräußerung des Grund-

stücks festgelegt werden.75 Vertragliche Verstöße rechtfertigen zudem Nachzahlungs-

verpflichtungen sowie ein Wiederkaufsrecht der Gemeinde.76 Zulässig sind jedoch nur 

angemessene gemeindliche Sicherungsinstrumente sowie vertragliche Bindungen, wel-

che in Gliederungspunkt 4.3.4.2 genauer erläutert werden. 

 
68 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 18. 
69 Vgl. Maurer/Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, 2020, § 9 Rn. 13. 
70 Vgl. Huber/Wollenschläger, a. a. O., S. 18. 
71 VG Augsburg, Gerichtsbescheid v. 07.10.2019 – Au 7 K 18.327 –, Rn. 17 (Juris). 
72 Vgl. Huber/Wollenschläger, a. a. O., S. 18. 
73 BVerwG, Urt. v. 11.02.1993 – 4 C 18/91 –, Rn. 25 (Juris). 
74 Huber/Wollenschläger, a. a. O., S. 17. 
75 Vgl. ebd. 
76 Vgl. ebd. 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR001950896BJNE042602377/format/xsl/part/S?oi=62ez3x6NTh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR001950896BJNE261601377/format/xsl/part/S?oi=62ez3x6NTh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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3.4.2 Vertragsmodell 

Bei dem Vertragsmodell steuert die Kommune das Verkaufsverhalten eines Privaten, 

der in Besitz eines unbebaubaren Grundstücks ist.77 Hierbei macht die Gemeinde die 

öffentlich-rechtliche Überplanung des Grundstücks von einer zivilrechtlichen Vereinba-

rung mit dem Eigentümer abhängig.78 Dabei vereinbart die Gemeinde im Vorfeld einer 

Bauleitplanung, das Grundstück als Bauland auszuweisen,79 soweit sich der Private ver-

pflichtet, „das entstehende Bauland für eine bestimmte Zeit nur an Einheimische [(im 

Sinne des Verkaufsmodells)] zu veräußern oder zu vermieten.“80 Anders als beim Zwi-

schenerwerbsmodell erspart sich die Kommune dadurch den kostspieligen Erwerb des 

betreffenden Grundstücks.81 Die Verwirklichung zur Einheimischenförderung bewirkt die 

Kommune durch die Einräumung eines „im Grundbuch dinglich gesicherte[n] 

Mitentscheidungsrecht[s] in bezug [sic!] auf den künftigen Bodenverkehr […].“82 

Die zwei bekannten Ausprägungen des Vertragsmodells stellen zum einen das Weilhei-

mer Modell und zum anderen das Traunsteiner Modell dar, wobei ersteres vom Bundes-

verwaltungsgericht mit Urteil vom 11.02.199383 als zulässiges Einheimischenmodell 

qualifiziert wurde. Beide Modelle wurden vom jeweiligen Landratsamt (Landratsamt 

Weilheim und Landratsamt Traunstein) entwickelt und kommen seit 1973 zur Anwen-

dung.84 

Bei dem Weilheimer Modell schließt die Gemeinde mit dem Grundstückseigentümer 

vor der Ausweisung seiner Grundstücke als Bauland einen notariell beurkundeten Ver-

trag. Dieser kommt nach §§ 311 und 311b BGB zustande und bindet den Eigentümer für 

mindestens zehn Jahre. Vertragsgegenstand ist ein vom Grundstückseigentümer ge-

genüber der Gemeinde unterbreitetes Kaufangebot. Dieses erfährt zu seiner Sicherung 

einer nach § 883 Abs. 1 S. 2 BGB rechtlich normierten Vormerkung im Grundbuch. Zum 

Zeitpunkt der Geltendmachung des Ankaufsrechts wird vereinbart, dass der Kaufpreis 

des Grundstücks auf 70 % des Verkehrswertes angesetzt wird. Die Höhe des Verkehrs-

wertes legt dabei der Gutachterausschuss des Landratsamtes fest. Zusätzlich zum 

Grundstückspreis entschädigt die Gemeinde auch vom Grundstückseigentümer errich-

tete Gebäude.85 

 
77 Vgl. Burgi, Die Legitimität von Einheimischenprivilegierungen im globalen Dorf, 1999, S. 875. 
78 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 19. 
79 Vgl. ebd. 
80 Ebd., S. 17. 
81 Vgl. Pittino, Einheimischenmodelle, 2000, S. 58. 
82 Beck, Die Einheimischenmodelle in Bayern, 1993, S. 7. 
83 Vgl. BVerwG, Urt. v. 11.02.1993 – 4 C 18/91 –(Juris). 
84 Vgl. Beck, a. a. O., S. 7. 
85 Vgl. ebd. S. 10 f. 
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Allerdings verpflichtet sich die Gemeinde, von dem ihr unterbreiteten Kaufangebot  

„keinen Gebrauch [zu] machen, wenn der […] [Eigentümer] das Grundstück innerhalb 
einer Frist von acht Jahren ‚gemäß den für die Gemeinde aufgestellten landesplaneri-
schen Zielen verwende, insbesondere es an jemanden veräußere, dessen Wohnbedarf 
in der Gemeinde gedeckt werden dürfe´.“86 

Insofern gewährt die Gemeinde dem Eigentümer oder seiner Verwandtschaft (Ehepart-

ner, Kinder, Geschwister), das Grundstück eigenständig zu bebauen. Gleichwohl käme 

auch ein Grundstücksverkauf an die einheimische Bevölkerung im Sinne der festgeleg-

ten Vergaberichtlinien in Betracht.87 

Hinsichtlich des Verkaufspreises nimmt die Kommune allerdings keine Beschränkung 

vor. Deshalb entsteht eine Art „Sondermarkt“88, der von vornherein eine gewisse 

Preisdämpfung vorsieht, da die interessierten Einheimischen weniger begütert sind als 

dies von Auswärtigen angenommen werden kann.89 

Die auf zehn Jahre festgelegte Vertragsbindung geht im Falle der Veräußerung auf den 

neuen Eigentümer über. Sollte der Eigentümer innerhalb von acht Jahren keine Bebau-

ung vornehmen oder das Grundstück nicht an den vorgesehenen Personenkreis veräu-

ßern, kauft die Gemeinde das Grundstück wie vereinbart an.90 

Auch beim Traunsteiner Modell schließt die Gemeinde mit dem Grundstückseigentü-

mer vor der Aufstellung eines Bebauungsplans einen notariell beurkundeten Vertrag, 

welcher ebenso aus §§ 311 und 311b BGB hervorgeht. Im Gegensatz zum Weilheimer 

Modell wird jedoch vertraglich vereinbart, dass der Grundstückseigentümer Verpflich-

tungs- und Verfügungsgeschäfte seines neu ausgewiesenen Baulandes nur in Abhän-

gigkeit der gemeindlichen, schriftlichen Zustimmung eingehen darf. Dabei wird die Bin-

dung zwar nicht befristet, aber der Verkaufspreis wird vorher festgelegt. Konkret handelt 

es sich um gewisse befristete Höchstpreise der unerschlossenen Grundstücke, die den 

eigentlichen Verkehrswert um bis zu 40 % unterschreiten. Somit wird es im Falle des 

Grundstücksverkaufs auch finanzschwächeren Einheimischen ermöglicht, das uner-

schlossene Bauland zu erwerben. Sollten die Vorhaben des Grundstückseigentümers 

folglich „nicht dem örtlichen Bedarf dienen und / oder […] die festgesetzten Höchstpreise 

beim Verkauf überschritten werden“91, kann die Gemeinde durch die Versagung ihrer 

Zustimmung jene Geschäfte unterbinden.92 

 
86 BVerwG, Urt. v. 11.02.1993 – 4 C 18/91 –, Rn. 3 (Juris). 
87 Vgl. Beck, Die Einheimischenmodelle in Bayern, 1993, S. 10. 
88 Pittino, Einheimischenmodelle, 2000, S. 60 f. 
89 Vgl. Beck, a. a. O., S. 12. 
90 Vgl. ebd., S. 11. 
91 Ebd., S. 8. 
92 Vgl. ebd., S. 7 f. 
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Zur Einhaltung der Vertragspflichten werden Vertragsstrafen (vgl. § 339 BGB) mit einem 

bestimmten Mindestbetrag vereinbart. Nach § 1094 BGB erhält die Gemeinde darüber 

hinaus im Zuge einer Vormerkung ein dinglich gesichertes Vorkaufsrecht. Diese be-

schriebene Verpflichtung zwischen Grundstückseigentümer und Gemeinde geht im Rah-

men des Grundstücksverkaufs auf den neuen Eigentümer über. Über die Jahre wurde 

diese Form des Einheimischenmodells weiterentwickelt und abgewandelt. Auf die ein-

zelnen Änderungen wird an dieser Stelle nicht weiter eingegangen. Es kann jedoch auf 

Becks Ausführungen verwiesen werden.93 

Die vertraglichen Rechtsbeziehungen zwischen dem Grundstückseigentümer und der 

Kommune sind gleichermaßen wie beim Verkaufsmodell dem Zivilrecht zuzuordnen.94 

3.4.3 Zwischenerwerbsmodell 

Da die Zwischenerwerbsmodelle von sehr vielen Gemeinden genutzt und dahingehend 

variiert wurden, wird zunächst die klassische Form des Zwischenerwerbsmodells vorge-

stellt.95  

Bei diesem „Grundmodell“ erwirbt die Kommune zunächst im Rahmen eines Kaufvertra-

ges „eine zur Bebauung geeignete, im Außenbereich liegende Fläche [zu großen Teilen] 

[…].“96 In diesem Vertrag verpflichtet sich die Gemeinde, das im Eigentum des Vertrags-

partners verbleibende Grundstück als Bauland auszuweisen.97 Der Kaufvertrag mit dem 

Grundstückseigentümer enthält dabei ein Rücktrittsrecht, soweit die Gemeinde „inner-

halb eines bestimmten Zeitraums kein Baurecht schafft.“98 Da der Ankauf zumeist vor 

der Aufstellung eines Bebauungsplanes sowie ggf. vor der Aufstellung eines Flächen-

nutzungsplanes vollzogen wird,99 ist er aufgrund „der geringen Bauerwartung in der Re-

gel weit unter dem ortsüblichen Rohbaulandpreis [angesetzt].“100 Somit kann die Ge-

meinde die im Rahmen einer Bauleitplanung überplanten und erschlossenen Grund-

stücke zum Zwecke der Einheimischenförderung zu subventionierten Preisen veräu-

ßern.  

Auch bei diesem Modell nutzt die Gemeinde bei der Grundstücksvergabe die zuvor fest-

gelegten Vergabekriterien.101 

 
93 Vgl. Beck, Die Einheimischenmodelle in Bayern, 1993, S. 8 f. 
94 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 19. 
95 Vgl. Beck, a. a. O. S. 85. 
96 Ebd. 
97 Vgl. Mitschang, Städtebaurechtsnovelle 2017, 2018, S. 123. 
98 Ebd. 
99 Vgl. Pittino, Einheimischenmodelle, 2000, S. 47. 
100 Beck, a. a. O., S. 85. 
101 Vgl. Pittino, a. a. O., S. 47 f. 
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Zur Sicherung des Förderzwecks werden auch hier vertragliche Kautelen vereinbart. Ne-

ben einem Baugebot innerhalb der nächsten fünf Jahre nach Vertragsabschluss sehen 

die Klauseln auch gemeindliche Zustimmungsvorbehalte hinsichtlich der Vermietung 

oder Veräußerung des Grundstücks oder absolute Verfügungsgebote vor. Des Weiteren 

sichert sich die Gemeinde gegen vertragliche Verstöße durch ein eingeräumtes Wieder-

kaufsrecht nach § 456 Abs. 1 BGB ab. Durch die Eintragung einer Auflassungsvormer-

kung im Grundbuch (vgl. § 883 BGB) kann die Gemeinde bereits vor der Ausübung des 

Wiederkaufsrechts einen schuldrechtlichen Übereignungsanspruch geltend machen. 

Auch Vertragsstrafen wie Kaufpreisnachzahlungen können vereinbart werden.102 

Bei der rechtlichen Ausgestaltung der Zwischenerwerbsmodelle ist wie bei den Vertrags-

modellen zwischen der öffentlich-rechtlichen Baulandausweisung im Rahmen einer Bau-

leitplanung und der zivilrechtlichen Vereinbarung zur Übertragung des Baulands an die 

Gemeinde zu differenzieren. Ausschlaggebend ist der auf den Erwerb von Grundstücken 

ausgerichtete Vertragsgegenstand, der eine zivilrechtliche Natur des Vertrages begrün-

det.103 

Wie bereits erwähnt, weisen eine Vielzahl von Kommunen Einheimischenmodelle in 

Form der Zwischenerwerbsmodelle auf. Neben dem Echinger Modell sind insofern auch 

das Tölzer und das Stuttgarter Modell anzuführen.104 Nachfolgend wird aufgrund des 

vorgegebenen Umfangs nur auf die ersten beiden Modelle Bezug genommen. 

Das Echinger Modell zeichnet sich dadurch aus, dass der Grundstückseigentümer 

25 % der Grundstücksflächen gegen eine geringe Entschädigung an die Gemeinde ab-

tritt, um die Erschließung zu gewährleisten. Die Hälfte der verbleibenden Fläche verkauft 

der Eigentümer an die Kommune zu Zwecken der Einheimischenförderung, die andere 

verbleibt in seinem Eigentum.105 

Bei dem Tölzer Modell veräußert die Kommune das erworbene und überplante Grund-

stück nicht an die einheimische Bevölkerung, sondern vergibt dieses im Erbbaurecht.106 

Zur Ausgestaltung der Erbbaurechtsverträge wird auf die Ausführungen zum Einheimi-

schenmodell der Stadt Leipzig in Gliederungspunkt 7.3 verwiesen. 

 
102 Vgl. Beck, Die Einheimischenmodelle in Bayern, 1993, S. 88 f. 
103 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 20. 
104 Vgl. Pittino, Einheimischenmodelle, 2000, S. 56 f. 
105 Vgl. Beck, a. a. O., S. 92. 
106 Vgl. Pittino, a. a. O., S. 57. 
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4 Zulässigkeit von Einheimischenmodellen  

Nachdem in Kapitel zwei die Thematik der Einheimischenmodelle aufgezeigt wurde, wid-

met sich dieser Abschnitt der Zulässigkeit von Einheimischenmodellen. Es soll geklärt 

werden, welche Rechtsgrundlagen das Einführen und Nutzen der Einheimischenmodelle 

ermöglichen. 

4.1 Selbstverwaltungsgarantie der Gemeinde 

Das Recht der Gemeinden, Einheimische bei der Baulandausweisung sowie dem Er-

werb von Grundstücken zu privilegieren, ist in Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG verankert und somit 

Ausfluss der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie.107 Sie berechtigt die Gemeinden, 

„alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener 

Verantwortung zu regeln“ (Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG). Das Bundesverfassungsgericht führt 

hierzu näher aus: 

„Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft i[m] S[inne] von Art 28 Abs 2 Satz 1 GG 
sind diejenigen Bedürfnisse und Interessen, die in der örtlichen Gemeinschaft wurzeln 
und auf sie einen spezifischen Bezug haben, die mithin den Gemeindeeinwohnern ge-
rade als solchen gemeinsam sind, indem sie das Zusammenleben und -wohnen der 
Menschen in der Gemeinde betreffen […]. In diesem Sinne kann auch die Ortsverbun-
denheit der Gemeindeeinwohner ein für Bestand und Entwicklung der kommunalen Ge-
meinschaft bedeutsamer Faktor sein […].“108 

Da § 2 Abs. 1 S. 1 BauGB die Gemeinden zur Aufstellung von Bauleitplänen in eigener 

Verantwortung verpflichtet, stellt die Bauleitplanung insoweit einen Bestandteil der ge-

meindlichen Selbstverwaltung nach Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG dar.109 Dieser Verpflichtung 

muss nachgekommen werden, „sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung 

und Ordnung erforderlich ist“ (§ 1 Abs. 3 S. 1 BauGB). Im Rahmen der gemeindlichen 

Planungshoheit sind dabei insbesondere die Tatbestände des § 1 Abs. 6 BauGB zu be-

rücksichtigen. Die Aufgabe und Pflicht der Gemeinden, Bauland zu Wohnzwecken be-

reitzustellen und zu schaffen, stellt dabei eine Hauptzielsetzung des Städtebaurechts 

dar.110 Diese findet ihre rechtliche Verankerung in § 1 Abs. 6 S. 1 Nr. 2 BauGB.  

 
107 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 21; vgl. BVerwG, Urt. v. 11.02.1993 – 4 C 
18/91 –, Rn. 32 (Juris). 
108 BVerfG, Beschl. v. 23.11.1988 – 2 BvR 1619/83 –, BVerfGE 79, 127-161. Rn. 32(Juris). 
109 Vgl. Pittino, Einheimischenmodelle, 2000, S. 11. 
110 Vgl. ebd. 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR000010949BJNE004603307/format/xsl/part/S?oi=e7Ad8kUpYp&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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Darüber hinaus sind auch die in § 1 Abs. 6 S. 1 Nr. 3 BauGB genannten sozialen und 

kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung bei der Aufstellung der Bauleitpläne zu beach-

ten. Gemäß dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 11.02.1993  

„werden [damit] zwar keine Bedürfnisse von ‚Einheimischen‘ umschrieben. Sie lassen 
sich aber einem kommunalpolitischen Ziel zuordnen, das darauf gerichtet ist, die konti-
nuierliche Entwicklung der Gemeinde unter Anknüpfung an die Ortsverbundenheit der 
Einwohner zu fördern.“111 

Insofern können die Kommunen, solange sie auswärtige Interessenten nicht gänzlich 

vom Baulandmarkt ausschließen, gemeindliche Flächen für die Bindung der einheimi-

schen Bevölkerung vorsehen.112 

4.2 Festsetzungen im Bebauungsplan 

Bauplanerische Festsetzungen gewähren keinen Spielraum, den Bedarf der ortsansäs-

sigen Bevölkerung nach Wohnbauland im Rahmen von Einheimischenmodellen abzu-

wickeln.113 Hierzu bedarf es einer genaueren Betrachtung des § 9 BauGB. Dieser enthält 

eine abschließende Auflistung der in Bebauungsplänen vorgesehenen Festsetzungen. 

Um der Abwanderung bzw. Verdrängung einheimischer Bevölkerungsgruppen durch 

den Zuzug finanzkräftigerer Menschen zu verhindern, könnten die Festsetzungen nach 

§ 9 Abs. 1 Nr. 7, 8 und 9 BauGB einschlägig sein.114 

4.2.1 Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB  

Im Bebauungsplan können gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB „Flächen, auf denen ganz 

oder teilweise nur Wohngebäude, die mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung ge-

fördert werden könnten“, aus städtebaulichen Gründen festgesetzt werden. Diese Vor-

schrift eignet sich jedoch nicht zur Einheimischenförderung, da sie grundsätzlich keinen 

sozialen Wohnungsbau bezweckt.115 Sie richtet sich an Vorhaben, „die nach Größe, Aus-

stattung und städtebaulichen Anforderungen die Voraussetzungen des sozialen Woh-

nungsbaus erfüllen.“116 Damit stellt sie keine personen-, sondern eine gebäudebezogene 

Festsetzungsmöglichkeit dar, die ausschließlich die Förderfähigkeit der jeweiligen 

Wohngebäude berücksichtigt.117 Ob die einzelnen baulichen Vorhaben eine finanzielle 

Entlastung erfahren, spielt hier keine Rolle.118 Ebenso wenig verpflichtet diese Regelung 

den Einsatz der Wohnungen in der sozialen Wohnraumförderung.119 

 
111 BVerwG, Urt. v. 11.02.1993 – 4 C 18/91 –, Rn. 32 (Juris). 
112 Vgl. ebd. 
113 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 23. 
114 Vgl. Pittino, Einheimischenmodelle, 2000, S. 22. 
115 Vgl. Ferner in Ferner/Kröninger/Aschke, Baugesetzbuch, 2013, § 9 Rn. 11. 
116 Ebd. 
117 Vgl. Jäde in Jäde/Dirnberger/Weiss, Baugesetzbuch (BauGB), 2013, § 9 Rn. 34. 
118 Vgl. ebd. 
119 Vgl. Ferner in Ferner/Kröninger/Aschke, a. a. O., § 9 Rn. 11. 
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4.2.2 Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 8 BauGB 

Nach § 9 Abs. 1 Nr. 8 BauGB kann die Gemeinde im Bebauungsplan einzelne Flächen 

bestimmen, „auf denen ganz oder teilweise nur Wohngebäude errichtet werden dürfen, 

die für Personengruppen mit besonderem Wohnbedarf bestimmt sind […].“ 

Diese Festsetzung stellt damit im gesamten Festsetzungskatalog eine Besonderheit dar, 

da sie die Nutzbarkeit bestimmter Flächen nicht hinsichtlich ihrer abstrakten städtebau-

lichen Funktion auflistet, sondern hinsichtlich des Wohnbedarfs einzelner Personen.120 

Von dieser Vorschrift umfasst werden zum Beispiel Studenten, alte Menschen oder Per-

sonen mit Einschränkungen, „deren persönliche Lebensumstände besondere Anforde-

rungen an die Art, Ausstattung oder Lage der Wohnung stellen […].“121 Es bedarf nach 

Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts folglich einer städtebaulich und baulich-

strukturellen Begründung dieses besonderen Wohnbedarfs. Ein geringes Einkommen 

stellt demgegenüber keine Voraussetzung für diese Vorschrift dar. Festsetzungen nach 

§ 9 Abs. 1 Nr. 8 BauGB bedürfen daher einer genauen Bezeichnung des begünstigten 

Personenkreises, nicht jedoch der Nennung einzelner baulicher Besonderheiten.122 

Um einer „planerisch induzierten Ghettobildung“123 entgegenzuwirken, beschränkt sich 

die gemeindliche Ermächtigung auf einzelne Flächen. Da Einheimische gemäß dem Be-

schluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 17.12.1992 vom Adressatenkreis des § 9 

Abs. 1 Nr. 8 BauGB ausgeschlossen wurden, scheidet eine Einheimischenbindung auch 

nach dieser Vorschrift aus.124 

4.2.3 Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 9 BauGB 

Diese Regelung ermöglicht der Gemeinde, „de[n] besondere[n] Nutzungszweck von Flä-

chen“ festzulegen (§ 9 Abs. 1 Nr. 9 BauGB). 

Als subsidiäre Norm zu den anderen Festsetzungsmöglichkeiten des ersten Absatzes, 

grenzt sie sich von öffentlichen Flächennutzungen wie Sport- und Spielanlagen (vgl. § 9 

Abs. 1 Nr. 5 BauGB) oder auch von Verkehrsflächen (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) für 

den Gemeinbedarf ab.125 Regelungsgegenstand sind daher vorwiegend private Grund-

stücksflächen, die eine „sondergebietsartige Atypik des Nutzungszwecks [aufweisen] 

[…] [und eine] allgemein notwenige städtebauliche Erforderlichkeit auslös[en] [ohne Her-

vorhebungen d. Verf.].“126 

 
120 Vgl. Mitschang/Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr, Baugesetzbuch, 2022, § 9 Rn. 47. 
121 Ferner in Ferner/Kröninger/Aschke, Baugesetzbuch, 2013, § 9 Rn. 12. 
122 Vgl. BVerwG, Beschl. v. 17.12.1992 – 4 N 2/91 –, Rn. 24, 25, 30 (Juris). 
123 Jäde in Jäde/Dirnberger/Weiss, Baugesetzbuch (BauGB), 2013, § 9 Rn. 36. 
124 Vgl. BVerwG, Beschl. v. 17.12.1992 – 4 N 2/91 –, Rn. 30 (Juris). 
125 Vgl. Mitschang/Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr, a. a. O., § 9 Rn. 53, 55. 
126 Jäde in Jäde/Dirnberger/Weiss, a. a. O., § 9 Rn. 38. 
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Die Festlegung von besonderen Nutzungszwecken führt im Vergleich zu der Festset-

zung von Baugebieten daher zu einer „engeren Begrenzung der zulässigen Nutzung 

[…].“127 Folglich kann an einem bestimmten Standort nur noch eine einzige zulässige 

Nutzung vorgeschrieben sein, die im Bebauungsplan aufgelistet ist. 

Die städtebauliche Relevanz kann als gegeben angenommen werden, wenn der beson-

dere Nutzungszweck der Fläche „durch einen besonderen, aus der Nutzung anderer 

Flächen erwachsenden Bedarf [erforderlich wird] […].“128 Nach § 9 Abs. 1 Nr. 9 BauGB 

können so beispielsweise Parkhäuser, Tankstellen, Ausflugslokale oder Hotels129 sowie 

Kurhäuser130 vorgesehen werden, während Einheimischenmodelle die genannten Anfor-

derungen nicht erfüllen.131 

4.3 Städtebaulicher Vertrag 

Die Ziele der Einheimischenförderung können im Zuge von städtebaulichen Verträgen 

verwirklicht werden.132 Diese sind in § 11 BauGB normiert und ermächtigen die Gemein-

den in § 11 Abs. 1 S. 1 BauGB zu deren Abschluss. Im Folgenden werden die rechtlichen 

Grundlagen und Grenzen der städtebaulichen Verträge beleuchtet. 

4.3.1 Allgemeines zum städtebaulichen Vertrag 

Städtebauliche Verträge stellen „kooperative [vertragliche] Handlungsformen zwischen 

den Gemeinden und Personen des Privatrechts [zur Erfüllung städtebaulicher Aufgaben 

dar].“133 Da es sich um einvernehmliche Regelungen der Vertragspartner handelt, gren-

zen sie sich von der typischen hoheitlichen Handlungsform des Verwaltungsaktes ab.134 

Neben dem Schriftformerfordernis des § 11 Abs. 3 BauGB ist auch die Vertretungsbe-

fugnis der Gemeinden in § 51 Abs. 1 S. 2 SächsGemO zu beachten. 

 
127 Jäde in Jäde/Dirnberger/Weiss, Baugesetzbuch (BauGB), 2013, § 9 Rn. 38. 
128 Pittino, Einheimischenmodelle, 2000, S. 25. 
129 Vgl. Jarass/Kment, Baugesetzbuch, 2017, § 9 Rn. 57. 
130 Vgl. Mitschang/Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr, Baugesetzbuch, 2022, § 9 Rn. 52. 
131 Vgl. Pittino, a. a. O., S. 25. 
132 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 23. 
133 Hendricks, Einsatz von städtebaulichen Verträgen, 2006, S. 16. 
134 Vgl. Dirnberger in Jäde/Dirnberger/Weiss, a. a. O., § 11 Rn. 1 f. 
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4.3.2 Novellierung des § 11 BauGB 

Infolge der geglückten Einigung der Europäischen Kommission, der Bayerischen Staats-

regierung und dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-

heit im Februar 2017 über die Ausarbeitung zulässiger Kautelen für Einheimischenmo-

delle wurde nicht nur das Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland einge-

stellt.135 Auch § 11 BauGB erfuhr im Rahmen der Städtebaurechtsnovelle 2017 eine Er-

gänzung.136 Seither kann nun auch „der Erwerb angemessenen Wohnraums durch ein-

kommensschwächere und weniger begüterte Personen der örtlichen Bevölkerung“ Ge-

genstand eines städtebaulichen Vertrages sein (§ 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB). 

Der Gesetzgeber verankerte damit die Zulässigkeit und den Zweck der Einheimischen-

modelle, die „bei europarechtskonformer Ausgestaltung dem Erwerb angemessenen 

Wohnraums durch einkommensschwächere und weniger begüterte Personen der örtli-

chen Bevölkerung dienen.“137 Die in § 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB aufgeführten mögli-

chen Vertragsinhalte werden dabei als Zielbindungs- oder auch als Baurealisierungsver-

träge bezeichnet,138 da sie „die Förderung und Sicherung der mit der Bauleitplanung 

verfolgten Ziele“ bezwecken (§ 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB). Zu dem Formerfordernis 

sowie den zu beachtenden Vertretungsregelungen der Gemeinden tritt bei Einheimi-

schenmodellen die Beurkundungspflicht hinzu.139 Der „Wille der Parteien“140 ist beurkun-

dungspflichtig, wenn es sich im Rahmen einer städtebaulichen Verpflichtung um den 

Grundstückserwerb oder dessen Veräußerung handelt. Auch grundstücksgleiche 

Rechte oder Erbbaurechte gemäß § 311b BGB und § 11 Abs. 2 ErbbauRG benötigen 

zur Vermeidung der vertraglichen Unwirksamkeit einer Beurkundung.141 

4.3.3 Rechtscharakter 

Im Gegensatz zum öffentlich-rechtlichen Vertrag, dessen Begrifflichkeit die Rechtsnatur 

des Vertrages dem öffentlichen Recht zuordnet, bezieht sich der Begriff des „städtebau-

lichen Vertrages“ allein auf den Vertragsinhalt bzw. die Zweckbestimmung.142 Daher 

richtet sich der Rechtscharakter eines städtebaulichen Vertrags nach dem konkreten 

Vertragsgegenstand und -zweck.143 

 
135 Vgl. Mitschang, Städtebaurechtsnovelle 2017, 2018, S. 23 
136 Vgl. ebd.  
137 Deutscher Bundestag, Drucksache 18/11439, 2017, S. 20 [Zugriff am 20.02.2022]. 
138 Vgl. Hendricks, Einsatz von städtebaulichen Verträgen, 2006, S. 17, 61. 
139 Vgl. Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr, Baugesetzbuch, 2022, § 11 Rn. 84. 
140 Ebd. 
141 Vgl. ebd. 
142 Vgl. Dirnberger in Jäde/Dirnberger/Weiss, Baugesetzbuch (BauGB), 2013, § 11 Rn. 4. 
143 Vgl. Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr, a. a. O., § 11 Rn. 9. 
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Die Entscheidung über die Einordnung der Baulandförderungsmodelle ist umstritten und 

nicht verallgemeinerbar.144 Während der Bayerische Verwaltungsgerichtshof mit Urteil 

vom 11.04.1990 die Einheimischenmodelle einheitlich als öffentlich-rechtlich qualifi-

zierte,145 beanstandete das Bundesverwaltungsgericht diese Entscheidung am 

11.02.1993146. Am Beispiel des zugrunde liegenden Weilheimer Modells subsumierte 

das Gericht, dass sich die städtebaulichen Erwägungsmotive dem überwiegend zivil-

rechtlichen Regelungsgegenstand (Kaufvertrag hinsichtlich des Grundstückserwerbs) 

unterordnen. In diesem Zusammenhang wurde auch betont, dass die Rechtnatur eines 

städtebaulichen Vertrages immer im Einzelfall zu bestimmen ist.147 

4.3.4 Grenzen städtebaulicher Verträge 

Städtebauliche Verträge werden in ihrer Ausgestaltung durch mehrere Ge- und Verbote 

beschränkt.148 Diese sind insbesondere in § 11 Abs. 2 BauGB aufgeführt und werden 

nachfolgend aufgelistet und thematisiert. 

4.3.4.1 Vorrang des Gesetzes 

Begrenzt werden die städtebaulichen Verträge auf die in § 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 1-5 BauGB 

genannten Rechtfertigungsgründe zur Erfüllung gemeindlicher Aufgaben.149 

Überschreiten die vertraglichen Vereinbarungen diesen Katalog, müssen die Vertrags-

partner im Rahmen ihrer Vertrags- und Dispositionsfreiheit etwaige Vertragsformverbote 

und -inhaltsgebote beachten. Verträge öffentlich-rechtlicher Natur verpflichtet § 54 S. 1 

VwVfG zur Einhaltung des Gesetzesvorrangs. Die Tatsache, dass auch privatrechtliche 

städtebauliche Verträge den zivilrechtlichen Vorschriften entsprechen müssen, ergibt 

sich aus dem in Art. 20 Abs. 3 GG normierten Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit. Da 

§ 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB die Schließung städtebaulicher Verträge im Rahmen von 

Einheimischenmodellen ausdrücklich vorsieht, müssen auch deren vertragliche Verein-

barungen den Gesetzen entsprechen.150 

 
144 Vgl. Hendricks, Einsatz von städtebaulichen Verträgen, 2006, S. 23. 
145 Vgl. BayVGH, Urt. v. 11.04.1990 – 1 B 85 A.1480 –, Rn. 43.(Juris). 
146 Vgl. BVerwG, Urt. v. 11.02.1993 – 4 C 18/91 –, Rn. 25 (Juris). 
147 Vgl. ebd. 
148 Vgl. Dirnberger in Jäde/Dirnberger/Weiss, Baugesetzbuch (BauGB), 2013, § 11 Rn. 81. 
149 Vgl. ebd. 
150 Vgl. Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr, Baugesetzbuch, 2022, § 11 Rn. 2, 72. 



22 
 

4.3.4.2 Angemessenheitsgebot 

Eine weitere Schranke stellt das in § 11 Abs. 2 S. 1 BauGB verankerte Angemessen-

heitsgebot dar. Hiernach müssen „die vereinbarten Leistungen in einem angemessenen 

Verhältnis zueinander stehen […].“151 Konkretisiert wurde dieses Gebot durch das Bun-

desverwaltungsgericht: 

„Das Gebot der Angemessenheit verlangt, dass bei wirtschaftlicher Betrachtung des Ge-
samtvorgangs die Gegenleistung des Vertragspartners der Behörde nicht außer Verhält-
nis zu dem wirtschaftlichen Wert der von der Behörde zu erbringenden Leistung stehen 
darf und dass auch sonst keine Anhaltspunkte dafür gegeben sind, dass die Gegenlei-
stung eine unzumutbare Belastung bedeutet […].“152 

Dies setzt die Verhältnismäßigkeit zwischen Leistung und Gegenleistung im Rahmen 

eines städtebaulichen Vertrages voraus und soll den Privaten vor einem Machtmiss-

brauch des gemeindlichen Vertragspartners bewahren.153 Ob eine vertragliche Über-

schreitung der Angemessenheit vorliegt, muss im Einzelfall geprüft werden. Dabei be-

darf es einer Gesamtbetrachtung der getroffenen städtebaulichen Vereinbarungen.154 

Im konkreten Fall bedeutet dies für die Einheimischenmodelle, dass der gemeindliche 

Kaufpreis eines unbebauten Grundstücks zum Zwecke der Einheimischenbindung im-

mer der Höhe des Verkehrswertes zum jeweiligen Zeitpunkt des Kaufvertragsabschlus-

ses entsprechen muss.155 Bei den Zwischenerwerbsmodellen hängt die Angemessen-

heit insofern von dem von der Gemeinde zu zahlenden Preis für die jeweilige Grund-

stücksfläche und der im Zuge der Überplanung des Grundstücks vorgesehenen Ver-

kehrswertsteigerung ab. Als Beispiel ist hier das Urteil des Oberverwaltungsgerichts 

Lüneburg anzuführen, bei dem eine Gemeinde die Überplanung eines Gewerbegebietes 

davon abhängig machte, dass die Eigentümer mehr als 70 % ihrer noch unbebauten 

Flächen an die Gemeinde abtreten.156 Dieses praktizierte Zwischenerwerbsmodell 

wurde als unangemessen und damit für unzulässig erklärt. 

Eine in § 11 Abs. 2 S. 3 BauGB vorgesehene gemeindliche Eigenbeteiligung muss nicht 

zwangsläufig erforderlich sein.157 Sollte die Angemessenheit des Vertrages allerdings 

von einer finanziellen Beteiligung der Gemeinde abhängen, sieht der Gesetzgeber im 

Umkehrschluss zwingend eine Eigenbeteiligung vor.158 Auf die einzelnen Arten der Ko-

stenbeteiligung wird an dieser Stelle nicht weiter eingegangen. 

 
151 Dirnberger in Jäde/Dirnberger/Weiss, Baugesetzbuch (BauGB), 2013, § 11 Rn. 86. 
152 BVerwG, Beschl. v. 20.11.2012 – 4 B 7/12 –, Rn. 5 (Juris). 
153 Vgl. Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr, Baugesetzbuch, 2022, § 11 Rn. 75. 
154 Vgl. Dirnberger in Jäde/Dirnberger/Weiss, a. a. O., § 11 Rn. 86. 
155 Vgl. ebd., § 11 Rn. 88. 
156 Vgl. OVG Lüneburg, Urt. v. 21.07.1999 – 1 K 4974/97 –, (Juris). 
157 Vgl. Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr, a. a. O., § 11 Rn. 75. 
158 Vgl. ebd. 
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Da die Gemeinden im Zuge der Einheimischenmodelle die Grundstücke unterhalb des 

Verkehrswertes anbieten, gelten vertragliche Absicherungen wie ein gemeindliches Wie-

derkaufsrecht oder ein vertraglich festgelegtes Zustimmungserfordernis mit auferlegten 

Nachzahlungspflichten bei etwaigen Verletzungen als angemessene Vertragsbestand-

teile.159 Auch die Vereinbarung von Bau- oder Eigennutzungsverpflichtungen haben sich 

als Sicherungsinstrumente bewährt.160 Die Angemessenheit vertraglicher Bindungen 

richtet sich auch nach dem im Einzelfall gewährten Preisnachlass.161 So rechtfertigt eine 

Kaufpreisverbilligung von 20 % ein auf 20 Jahre befristetes Wiederkaufsrecht der Ge-

meinde.162 Bindungen, die über 30 Jahre hinausgehen, gelten nur dann als angemessen, 

„wenn dem Erwerber ein besonders hoher Preisnachlass gewährt wurde oder sonst au-

ßergewöhnliche Umstände vorliegen, die eine derart lange Bindung des Erwerbers 

rechtfertigen.“163 

Auch der mit Urteil vom 20.04.2018 beschiedene städtebauliche Vertrag verstößt gegen 

das Angemessenheitsgebot, da er neben dem Grundstücksverkauf zum Verkehrswert 

eine Regelung vorsah, „die dem Erwerber eine von einer Verkehrswertsteigerung des 

Grundstücks unabhängige Zuzahlung bei dessen Weiterverkauf innerhalb von acht Jah-

ren nach Errichtung des Eigenheims auferlegt[e] […].“164 

4.3.4.3 Koppelungsverbot 

Städtebauliche Verträge, die abgeschlossen wurden, obwohl der Vertragspartner einen 

Anspruch auf die von der Gemeinde zu erbringende Leistung besitzt, sind ebenso unzu-

lässig wie vereinbarte Gegenleistungen, die einem Verwaltungsakt als zulässige Neben-

bestimmung nach § 36 Abs. 1 VwVfG zugrunde liegen könnten. Solche Ausprägungen 

fallen unter das in § 11 Abs. 2 S. 2 BauGB bzw. § 56 Abs. 2 VwVfG normierte soge-

nannte Koppelungsverbot, welches als wichtigste rechtliche Schranke städtebaulicher 

Verträge verstanden wird. Dieses billigt städtebauliche Verträge im Rahmen von Einhei-

mischenmodellen, da diese gemäß dem Wortlaut „kann“ (§ 11 Abs. 1 S. 1 BauGB) im 

Ermessen der Behörde liegen.165 

§ 11 Abs. 2 S. 2 BauGB verlangt darüber hinaus einen unmittelbaren sachlichen Zusam-

menhang zwischen Leistung und Gegenleistung.166 Die Bauleitplanung der Gemeinde 

stellt dabei die Leistung dar.167

 
159 Vgl. Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr, Baugesetzbuch, 2022, § 11 Rn. 78. 
160 Vgl. Gleich/Simon, Baulandvergabe in der Hochpreislage, 2017, S. 264. 
161 Vgl. Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr, a. a. O., § 11 Rn. 78.  
162 Vgl. BGH, Urt. v. 15.02.2019 – V ZR 77/18 –, Rn. 20 (Juris). 
163 Ebd., Rn. 15. 
164 BGH, Urt. v. 20.04.2018 – V ZR 169/17 –, Leitsatz (Juris). 
165 Vgl. Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr, a. a. O., § 11 Rn. 73. 
166 Vgl. ebd., § 11 Rn. 74. 
167 Vgl. Dirnberger in Jäde/Dirnberger/Weiss, Baugesetzbuch (BauGB), 2013, § 11 Rn. 90. 
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Es ermangelt einem Vertrag am inneren Sachzusammenhang, soweit mit dem Aus-

tausch der Leistungen unterschiedliche Interessen verfolgt werden.168 Dies ist beispiels-

weise dann der Fall, wenn „die Baugebietsausweisung mit einer planerisch damit nicht 

zusammenhängenden Leistung […] verknüpft [wird].“169 Bezugnehmend auf die Einhei-

mischenmodelle ist hier ein Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs anzuführen, 

bei dem die Gemeinde von den Einheimischen als Gegenleistung für die Ausweisung 

von Bauland eine Zahlung zur Finanzierung eines anderen Baulandförderungsmodells 

vorsah.170 

Kann kein innerer Sachzusammenhang festgestellt werden, bewirken derartige, gegen 

das Koppelungsverbot verstoßende, unzulässige Gegenleitungen gemäß § 59 Abs. 2 

Nr. 4 VwVfG die Nichtigkeit öffentlich-rechtlicher städtebaulicher Verträge.171 Für zivil-

rechtliche städtebauliche Verträge kann sich die Nichtigkeit ergänzend aus § 134 BGB 

ergeben.172 

4.3.4.4 Verbot planerischer Vorwegbindung 

Das „Verbot planerischer Vorwegbindung“173 findet sich in § 1 Abs. 3 S. 2 BauGB. Hier-

nach besteht auf die Aufstellung von Bauleitplänen und städtebaulichen Satzungen kein 

Anspruch. Betrachtet man neben § 1 Abs. 3 S. 2 noch § 1 Abs. 8 BauGB, kann für die 

Änderung, Ergänzung und Aufhebung von Bauleitplänen ebenso wenig ein Anspruch 

begründet werden. Derartige vertragliche Verstöße sind nach § 59 Abs. 1 VwVfG i. V. m. 

§ 134 BGB nichtig.174 

Die im Rahmen von Vertrags- und Zwischenerwerbsmodellen typische gemeindliche 

Vorgehensweise, die Baulandausweisung bestimmter Grundstücke von vertraglichen 

Abreden zur Einheimischenförderung abhängig zu machen, wurde als zulässig angese-

hen.175 Derartige städtebauliche Verträge stellen nach Auffassung des Bundesverwal-

tungsgerichts keine „sog[enannten] planersetzende[n] Verträge [dar], die an die Stelle 

von Bauleitplänen treten“176 und eine Nichtigkeit der Verträge hervorrufen. Vielmehr 

handle es sich um Verträge, „die die Gemeinde zur Flankierung ihrer Bauleitplanung 

abschließe.“177 

 
168 Vgl. Dirnberger in Jäde/Dirnberger/Weiss, Baugesetzbuch (BauGB), 2013, § 11 Rn. 92. 
169 BayVGH, Urt. v. 12.05.2004 – 20 N 04.329 –, Leitsatz (Juris). 
170 Vgl. BayVGH, Beschl. v. 15.10.2008 – 15 ZB 08.1209 –, Rn. 15 (Juris). 
171 Vgl. BVerwG, Urt. v. 16.05.2000 – 4 C 4/99 –, 1. Leitsatz (Juris). 
172 Vgl. Hendricks, Einsatz von städtebaulichen Verträgen, 2006, S. 35. 
173 Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr, Baugesetzbuch, 2022, § 11 Rn. 72. 
174 Vgl. ebd. 
175 Vgl. BVerwG, Urt. v. 11.02.1993 – 4 C 18/91 –, Rn. 2, 12 (Juris). 
176 Ebd. 
177 Ebd. 
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4.4 Erforderliche Ermächtigungen  

Die gesetzliche Ermächtigung zur Durchführung von Einheimischenmodellen ergibt sich 

folglich aus zwei Rechtsquellen. Einerseits berechtigt § 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB zum 

Abschluss städtebaulicher Verträge im Rahmen der Baulandförderung. Andererseits 

rechtfertigt die kommunale Selbstverwaltungsgarantie nach Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG der-

artige gemeindliche Handlungen. 

5 Anforderungen an die Vergabekriterien 

Auch die vom Gemeinderat zur Vergabe von Grundstücken an die einheimische Bevöl-

kerung aufgestellten Vergabekriterien unterliegen gesetzlicher Vorbehalte.178 Bevor die 

zu beachtenden Normen konkretisiert werden, erfolgt eine kurze Erläuterung zur Rechts-

materie der Vergabekriterien. 

5.1 Vergabekriterien 

Die im Rahmen von Einheimischenmodellen konzipierten Kriterien stellen Verwaltungs-

vorschriften dar.179 Dabei handelt es sich um „abstrakt-generelle Regelungen des ver-

waltungsinternen Bereichs.“180 Sie sollen ein einheitliches Verwaltungshandeln bezwek-

ken und werden daher üblicherweise von einer vorgesetzten Behörde oder einem vor-

gesetzten Verwaltungsbediensteten an die jeweils nachgeordnete Verwaltungseinheit 

bzw. an die unterstellten Mitarbeiter gewandt.181 Ihre Regelungswirkung erstreckt sich 

somit auf den „Binnenbereich der Verwaltung.“182 Folglich haben sie anders als beispiels-

weise Rechtsnormen keine unmittelbare Außenwirkung.183  

Allerdings besteht im Rahmen des Grundsatzes der Selbstbindung der Verwaltung die 

Möglichkeit, über den allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatz (vgl. Art. 3 Abs. 1 GG) 

eine mittelbare Außenwirkung zu erzielen. Um einen Anspruch auf Gleichbehandlung 

geltend zu machen, bedarf es dabei wenigstens eines vorangegangenen gleichwertigen 

Falls. Dies liegt daran, dass die regelmäßige Anwendung der Verwaltungsvorschriften 

die Verwaltung bindet, grundsätzlich gleiche Fälle gleich zu behandeln und grundsätzlich 

ungleiche Fälle ungleich.184 Letztlich ist jedoch „die tatsächliche Verwaltungspraxis“185 

und nicht die inhaltliche Ausgestaltung der Verwaltungsvorschriften entscheidend für die 

Beurteilung einzelner Sachverhalte. 

 
178 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 27. 
179 Vgl. ebd., S. 26. 
180 Maurer/Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, 2020, § 24 Rn. 1. 
181 Vgl. ebd. 
182 Will, Allgemeines Verwaltungsrecht, 2022, S. 249. 
183 Vgl. Schröder/Storr, Allgemeines Verwaltungsrecht, 2021, Rn. 103, S. 72. 
184 Vgl. ebd., Rn. 105, S. 73 f. 
185 Ebd. 



26 
 

Bei den Vergabekriterien der Baulandförderungsmodelle ist auch von ermessenslenken-

den Verwaltungsvorschriften die Rede, die das Ermessen der Verwaltung dem Wortlaut 

nach „lenken“ sollen.186 Sie legen fest, „in welcher Weise“187 das behördliche Ermessen 

genutzt werden soll. 

5.2 Kein Verstoß gegen grundgesetzliche Festlegungen 

Da die Vergabekriterien als Verwaltungsvorschriften unter allen anderen Normen ste-

hen, müssen sie mit höherrangigem Recht vereinbar sein. Insofern sind die grundge-

setzlichen Vorschriften in Bezug auf die aufgestellten Vergabekriterien zu prüfen. Der 

Vorrang des Gesetzes ist gemäß Art. 20 Abs. 3 GG auch bei der Aufstellung der Aus-

wahlkriterien zu wahren, weshalb sich die Frage stellt, inwiefern die Kriterien der Einhei-

mischenmodelle mit dem Grundgesetz vereinbar sind.188 

5.2.1 Freizügigkeitsrecht 

Das Freizügigkeitsrecht ist in Art. 11 GG normiert. Es gewährleistet nach Abs. 1 allen 

Deutschen im Sinne des Art. 116 Abs. 1 GG die Freizügigkeit im Bundesgebiet.189 Im 

Konkreten wir darunter verstanden, „an jedem Orte [sic!] innerhalb des Bundesgebiets 

Aufenthalt und Wohnsitz zu nehmen […] [und] auch zu diesem Zweck in das Bundesge-

biet einzureisen […].“190 Dies umfasst sowohl den Umzug in ein anderes Bundesland als 

auch den Wechsel der Heimatgemeinde.191 

In Art. 11 Abs. 1 GG ist allerdings neben dem persönlichen auch das wirtschaftliche Frei-

zügigkeitsrecht verankert.192 Die wirtschaftliche Freizügigkeit verlangt die „Gleichbe-

handlung des Zuziehenden mit den Einheimischen hinsichtlich der Berufsausübung und 

– was […] [insbesondere für die Anwendung der Einheimischenmodelle] relevant ist – 

des Grunderwerbs.“193 

Auch das Recht auf Heimat findet sich in diesem Grundrecht.194  Dieses ist Ausdruck der 

negativen Freizügigkeit, an einem Ort, an dem ein Daueraufenthalt möglich ist, für län-

gere Zeit zu verbleiben.195 Gemäß Art. 11 Abs. 2 GG kann dieses Grundrecht gesetzlich 

beschränkt werden. In Art. 17a Abs. 2 GG findet sich eine zusätzliche Schranke.196 

 
186 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 26. 
187 Maurer/Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, 2020, § 24 Rn. 13. 
188 Vgl. Huber/Wollenschläger, a. a. O., S. 27. 
189 Vgl. von Coelln in Gröpl/Windthorst/von Coelln, Studienkommentar GG, 2020, Art. 11 Rn. 6. 
190 BVerfG, Beschl. v. 07.05.1953 – 1 BvL 104/52 –, BVerfGE 2, 266-286, Rn. 23 (Juris). 
191 Vgl. BVerfG, Beschl. v. 23.07.1958 – 1 BvL 1/52 –, BVerfGE 8, 95-98, Rn. 13 (Juris). 
192 Vgl. Beck, Die Einheimischenmodelle in Bayern, 1993, S. 69. 
193 Pittino, Einheimischenmodelle, 2000, S. 184. 
194 Vgl. BVerfG, Urt. v. 17.12.2013 – 1 BvR 3139/08 –, BVerfGE 134, 242-357, Rn. 46 (Juris). 
195 Vgl. von Coelln in Gröpl/Windthorst/von Coelln, a. a. O., Art. 11 Rn. 11 f. 
196 Vgl. ebd., Art. 11 Rn. 18. 
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Fraglich ist, ob die Privilegierung von Einheimischen beim Grundstückserwerb einen un-

zulässigen Eingriff in Art. 11 Abs. 1 GG darstellt. Laut Auffassung des Bundesverwal-

tungsgerichts mit Urteil vom 11.02.1993 „gewährleistet [das Grundrecht] nicht eine be-

stimmte Art und Weise der Wohnsitznahme.“197 Das Gericht führte hierzu aus, dass zwi-

schen der Inanspruchnahme des Freizügigkeitsrechts und dem Eigentumserwerb keine 

Abhängigkeit bestehe, wenngleich Einheimischenmodelle „die Entscheidung von Perso-

nen, sich in einem bestimmten Ort anzusiedeln, beeinflussen […].“198 

Ein Eingriff dieses Grundrechts könne allenfalls dann angenommen werden, wenn beim 

Grundstückserwerb und bei der Ausweisung von Bauland im Zuge eines solchen Mo-

dells „[a]uswärtigen [Interessenten] praktisch die Möglichkeit [genommen würde] [...], in 

die Gemeinde [zu ziehen].“199 Soweit finanzkräftige Bewerber keinen Baugrund eines 

Bauförderungsmodells erhalten, gewähren darüber hinaus Mietwohnungen oder der Er-

werb von Grundstücken im Innenbereich (zu normalen Marktbedingungen) Möglichkei-

ten der Niederlassung in der jeweiligen Gemeinde.200 Sollte die Kommune allerdings 

ausschließlich Wohnungen und Bauland an die einheimische, finanzschwächere Bevöl-

kerung vergeben, wäre ein Eingriff in Art. 11 Abs. 1 GG somit anzunehmen. 

5.2.2 Allgemeine Handlungsfreiheit 

Die allgemeine Handlungsfreiheit, geregelt in Art. 2 Abs. 1 GG und. Art. 15 SächsVerf, 

gewährleistet „die umfassende Freiheit, zu tun und zu lassen, was man will […]“201. Als 

allgemeines Freiheitsrecht zielt sie darauf ab, den Grundrechtsträger vor staatlichen 

Freiheitsbeschränkungen zu schützen.202 Sie stellt ein Auffanggrundrecht dar, weshalb 

sie nur subsidiär zu den spezielleren Grundrechten wie Art. 11 Abs. 1 GG geprüft wird. 

Da die vorangegangene Prüfung hinsichtlich des Eingriffs der Einheimischenmodelle in 

den Freiheitsgrundsatz (Art. 11 Abs. 1 GG) erfolglos blieb, kann damit ebenso eine Be-

schränkung der allgemeinen Handlungsfreiheit ausgeschlossen werden.203 

 
197 BVerwG, Urt. v. 11.02.1993 – 4 C 18/91 –, Rn. 33 (Juris). 
198 Ebd.  
199 BayVGH, Urt. v. 11.04.1990 – 1 B 85 A.1480 –, Rn. 60 (Juris). 
200 Vgl. Beck, Die Einheimischenmodelle in Bayern, 1993, S. 69. 
201 Murswiek/Rixen in Sachs, Grundgesetz Kommentar, 2018, Art. 2 Rn. 10. 
202 Vgl. ebd. 
203 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 29. 
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5.2.3 Eigentumsgarantie 

Das Eigentum wird gemäß Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG und Art. 31 Abs. 1 S. 1 SächsVerf 

gewährleistet. Damit handelt es sich bei der sogenannten Eigentumsgarantie um ein 

weiteres Grundrecht, das den Schutz des erworbenen Eigentums bezweckt.204 Als We-

sensmerkmale des Eigentums führt Gröpl die Privatnützigkeit, die Verfügungsbefugnis 

sowie die Rechtsnachfolgegarantie an.205 Die Bezeichnung des Art. 14 GG als „Eigen-

tumsrecht oder -freiheit“ wäre seiner Auffassung nach jedoch unzutreffend, da „weder 

[…] ein (einzelnes) Eigentumsrecht oder […] ein Rechtsgut noch […] die Freiheit, Eigen-

tum erwerben zu können [gewährleistet wird] […].“206 Gleichzeitig wird auch das Privat-

eigentum als Rechtsinstitut geschützt.207 

Die mit dem Abschluss vertraglicher Einheimischenmodelle eingegangenen Bindungen 

und Beschränkungen in der weiteren Verfügung der Grundstücke zur Einheimischenför-

derung könnten einen Eingriff in den Schutzbereich der Eigentumsgarantie verkörpern. 

Diesbezüglich müssen jedoch die einzelnen Vergabemodelle differenziert betrachtet 

werden. 

Da das Verkaufsmodell allein Grundstücke umfasst, die sich im Eigentum der Gemeinde 

befinden und erst im Zuge der Grundstückspolitik an Ortsansässige verkauft werden sol-

len, scheidet ein Eingriff in die Eigentumsfreiheit potentieller Bewerber aus.208 

Um die Frage nach der Vereinbarkeit der unter Gliederungspunkt 3.4.2 beschriebenen 

Vertragsmodelle mit der Eigentumsgarantie zu beantworten, hinterfragte Beck einerseits 

den freiwilligen Verzicht des Grundrechtsschutzes der Grundstückseigentümer und an-

dererseits eine grundsätzliche Vereinbarkeit mit der grundgesetzlichen Garantie. Im Er-

gebnis kann ein Grundstückseigentümer auf bestimmte Schutzwirkungen des Art. 14 

Abs. 1 S. 1 GG vertraglich verzichten, da dieses Grundrecht disponibel ist. Allerdings 

darf der Grundrechtsträger nicht gänzlich auf sein normiertes Recht verzichten. Die städ-

tebaulichen Verträge müssen insoweit formelle und inhaltliche Anforderungen erfüllen. 

Im Konkreten sind die hinzunehmenden Nutzungsbeschränkungen der Grundstücke so-

wie die Dauer der Vertragsbindung schriftlich niederzulegen.209 

 
204 Vgl. Gröpl in Gröpl/Windthorst/von Coelln, Studienkommentar GG, 2020, Art. 14 Rn. 6. 
205 Vgl. ebd., Art. 14 Rn. 18-21. 
206 Ebd., Art. 14 Rn. 6. 
207 Vgl. BVerfG, Urt. v. 18.12.1968 – 1 BvR 638/64 –, BVerfGE 24, 367-424, Rn. 81 (Juris). 
208 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 30. 
209 Vgl. Beck, Die Einheimischenmodelle in Bayern, 1993, S. 76-81. 
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Hinsichtlich der grundsätzlichen Vereinbarkeit der Vertragsmodelle verweist Beck auf 

die Schranke der Sozialbindung in Art. 14 Abs. 2 S. 2 GG und Art. 31 Abs. 2 S. 2 Sächs-

Verf.210 Hiernach „umfaßt [sic!] [die Sozialbindung] das Gebot der Rücksichtnahme auf 

die Belange der Allgemeinheit und der Mitbürger.“211 Der sozialen Komponente käme in 

Bezug auf das Bodeneigentum daher eine hohe Bedeutung zu. Allerdings dürften die 

sozialen Gesichtspunkte die Eigentumsfreiheit nur teilweise beschränken. Soweit die 

vertragliche Bindungsfrist zur gemeindlichen Zielerreichung auf ein angemessenes Maß 

(bis zu 15 Jahren) begrenzt wird und der Kaufpreis im Falle des Ankauf- bzw. Vorkaufs-

rechts der Gemeinde vorher auf 70 % des Verkehrswertes bzw. auf einen bestimmten 

Höchstpreis festgelegt wird, „unterliegt der Grundbesitz der Vertragspartner der Ge-

meinde der Sozialbindung.“212 Beck verweist an dieser Stelle auf die Ausführungen des 

Bundesverwaltungsgerichts mit Urteil vom 11.02.1993.213 Was das Angemessenheits-

kriterium betrifft, kann insofern auf die Ausführungen in Punkt 4.3.4.2 hingewiesen wer-

den. 

Die Zwischenerwerbsmodelle konnten in Gliederungspunkt 3.4.3 in eine zweistufige ge-

meindliche Vorgehensweise differenziert werden. Dabei kann der ihnen innewohnende 

bloße Grundstücksübergang bzw. Erwerbsübergang nicht als Eingriff in die Eigentums-

garantie der gemeindlichen Vertragspartner nach Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG und Art. 31 Abs. 

1 S. 1 SächsVerf geltend gemacht werden. Einzig und allein der Wertezuwachs, den das 

vorher unbebaute Grundstück durch die gemeindliche Baulandausweisung erfährt, 

könnte eine Beeinträchtigung des ursprünglichen Grundstücksbesitzers darstellen.214 

Allerdings erfasst die Bestandsgarantie laut Auffassung des Bundesverfassungsgerichts 

„bei einer ausgeübten Grundstücksnutzung [ausschließlich] den rechtlichen und tatsäch-

lichen Zustand, der im Zeitpunkt der hoheitlichen Maßnahme besteht […].“215 Somit 

„kommen […] als durch Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG geschützte vermögenswerte Rechte nur 

die konkret bestehenden Bebauungsbefugnisse […], mithin die durch das einfache 

Recht zugelassene Bebaubarkeit in Betracht.“216 Künftige planungsbedingte Wertezu-

wächse fallen daher nicht in den Schutzbereich der Eigentumsgarantie.217 

 
210 Vgl. Beck, Die Einheimischenmodelle in Bayern, 1993, S. 78. 
211 Ebd. 
212 Ebd., S. 80 f. 
213 Vgl. ebd., S. 80 f. 
214 Vgl. Pittino, Einheimischenmodelle, 2000, S. 198. 
215 BVerfG, Beschl. v. 15.07.1981 – 1 BvL 77/78 –, BVerfGE 58, 300-353, Rn. 192 (Juris). 
216 Pittino, a. a. O., S. 202. 
217 Vgl. ebd. 
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5.2.4 Besonderer Gleichheitssatz 

Art. 3 Abs. 3 GG sowie Art. 18 Abs. 3 SächsVerf normieren besondere Diskriminierungs-

verbote und ergänzen damit den Schutzbereich des allgemeinen Gleichheitssatzes aus 

Art. 3 Abs. 1 GG und. Art. 18 Abs. 1 SächsVerf um spezielle Gleichheitssätze.218 Der 

Gesetzgeber untersagt hierin etwaige Benachteiligungen personeller Eigenschaften auf-

grund des Geschlechts, der Rasse, der Heimat und Herkunft oder des Glaubens. Als lex 

specialis zu Art. 3 Abs. 1 GG muss sich die Prüfung einer Grundrechtseinschränkung 

daher zunächst auf die Untersuchung des Art. 3 Abs. 3 GG beschränken.219 

Gerade die durch die ausgearbeiteten Vergabekriterien bezweckte Privilegierung von 

Einheimischen könnte einen Verstoß gegen den besonderen Gleichheitssatz darstellen. 

Zu prüfen ist daher, inwiefern die Einheimischeneigenschaft die Differenzierungskriterien 

„Heimat“ und „Herkunft“ ortsfremder Bewerber beschränkt. Nach Auffassung des Bun-

desverfassungsgerichts beziehe sich der Heimatbegriff „auf die örtliche Herkunft nach 

Geburt oder Ansässigkeit, der Begriff ‚Herkunft‘ darüber hinaus auf die ständisch-soziale 

Abstammung und Verwurzelung.“220 Folglich käme im Rahmen eines Einheimischenmo-

dells nur ein Verstoß gegen die personelle Eigenschaft der Heimat in Frage, da auf die 

sogenannte „Klassenzugehörigkeit“ kein Bezug genommen wird.221 

Allerdings, so argumentiert Burgi, gehe es bei dem Differenzierungskriterium der Heimat 

„um mehr als nur um [die in den Vergabekriterien geforderte] Ortsansässigkeit [der Bau-

bewerber], nämlich um ein Geprägtsein, das typischerweise während der Kindheits- und 

Jugendjahre erfolgt.“222 Ergänzt wird diese Auffassung durch den Bayerischen Verwal-

tungsgerichtshof.223 Demnach gründe sich die Zielsetzung der gemeindlichen Einheimi-

schenmodelle nicht vorrangig auf der Ortsansässigkeit der Interessenten, sondern viel-

mehr auf der Ausgleichsmöglichkeit, den wirtschaftlich und sozial schwächer gestellten 

Einheimischen den Erwerb eines Grundstücks zu ermöglichen.224 Insofern kann ein Ein-

griff in den besonderen Gleichheitssatz ausgeschlossen werden. 

 
218 Vgl. Gröpl in Gröpl/Windthorst/von Coelln, Studienkommentar GG, 2020, Art. 3 Rn. 1 f., 83. 
219 Vgl. Beck, Die Einheimischenmodelle in Bayern, 1993, S. 71. 
220 BVerfG, Beschl. v. 25. Mai 1956 – 1 BvR 83/56 –, BVerfGE 5, 17-22, Rn. 14 (Juris). 
221 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 30. 
222 Burgi, Die Legitimität von Einheimischenprivilegierungen im globalen Dorf, 1999, S. 878. 
223 Vgl. BayVGH, Urt. v. 22.12.1998 – 1 B 94.3288 – (Juris). 
224 Vgl. ebd., Rn. 97 (Juris). 
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5.2.5 Allgemeiner Gleichheitssatz 

„Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.“ Diese in Art. 3 Abs. 1 GG und in Art. 18 

Abs. 1 SächsVerf niedergelegte Norm wird als allgemeiner Gleichheitssatz bezeichnet. 

Die geforderte Gleichheit erstreckt sich durch den Zusatz „vor dem Gesetz“ allein auf 

diejenige vor dem Gesetzgeber.225 Er fordert, grundsätzlich gleiche Sachverhalte gleich 

und grundsätzlich Ungleiches ungleich zu behandeln.226 Eine Ausnahme von diesem 

Grundsatz, sprich eine Ungleichbehandlung, ist nur dann zulässig, wenn hierfür ein 

sachlicher Rechtfertigungsgrund besteht.227 In diesem Zusammenhang bringt Beck an, 

dass „[e]ine Ungleichbehandlung […] dann nicht willkürlich [ist], wenn zulässige Diffe-

renzierungskriterien zur Erreichung zulässiger Differenzierungsziele eingesetzt wer-

den.“228 Neben der Geeignetheit, der Erforderlichkeit und der Angemessenheit der Kri-

terien hinsichtlich der Erreichung des vorgesehenen Ziels sei auch die Mittel-Zweck-Re-

lation zu berücksichtigen.229 

Auch die Einheimischenmodelle müssen dem allgemeinen Gleichheitssatz entsprechen 

und dürfen Einheimische und Ortsfremde im Rahmen der Grundstücksvergabe nicht will-

kürlich ungleich behandeln. Wie bereits unter Punkt 5.2.4 ausgeführt, kann eine Un-

gleichbehandlung aufgrund der Heimat ausgeschlossen werden. Darüber hinaus stellt 

die Baulandausweisung und -veräußerung an Ortsansässige ein zulässiges Differenzie-

rungsziel dar, der Verdrängung einheimischer Bevölkerungsgruppen entgegenzuwirken. 

Die Gemeinden sind im Rahmen ihrer kommunalen Selbstverwaltungsgarantie berech-

tigt, Einheimischenmodelle durchzuführen und dazu angehalten, insbesondere die so-

zialen Belange (vgl. § 1 Abs. 6 S. 1 Nr. 3 BauGB) der Bevölkerung und ihren Wohnbedarf 

sicherzustellen (vgl. §§ 1 Abs. 6 S. 1 Nr. 2 und 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB). Folglich 

stellen die ausgearbeiteten Kriterien legitime Festsetzungen dar.230 

5.3 Kein Verstoß gegen unionsrechtliche Festlegungen 

In ihrer Stellung als Verwaltungsvorschriften unterliegt der gemeindliche Kriterienkatalog 

der Einheimischenförderung dem höherrangigen Recht und damit auch den unionsrecht-

lichen Vorschriften.231 Dass die Vergabekriterien einen Verstoß gegen die unionsrecht-

lich geschützten Grundfreiheiten hervorrufen können, wurde mit dem Urteil des Europäi-

schen Gerichtshofes am 08.05.2013 bestätigt.232 

 
225 Vgl. Gröpl in Gröpl/Windthorst/von Coelln, Studienkommentar GG, 2020, Art. 3 Rn. 27. 
226 Vgl. BVerfG, Urt. v. 23.10.1951 – 2 BvG 1/51 –, BVerfGE 1, 14-66, Rn. 139 (Juris). 
227 Vgl. Gröpl in Gröpl/Windthorst/von Coelln, a. a. O., Art. 3 Rn. 43. 
228 Beck, Die Einheimischenmodelle in Bayern, 1993, S. 73. 
229 Vgl. ebd. 
230 Vgl. ebd., S. 74 f. 
231 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 27. 
232 Vgl. EuGH, Urt. v. 08.05.2013, C-197/11, Celex-Nr. 62011CJ0197 (Juris). 
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Obwohl sich die Rechtsstreitigkeit über das sogenannte Flämische Dekret in Belgien 

abspielte, beeinflusst die Entscheidung des EuGHs auch deutsche Einheimischenmo-

delle. Denn das besagte Dekret der Flämischen Region sah ebenfalls eine Grundstücks- 

und Immobilienpolitik vor, die bezahlbare Wohnungen für die ortsansässige Bevölkerung 

schaffen sollte.233 

Problematisch und letzten Endes unzulässig erwies sich allerdings die Bedingung in § 2 

des fünften Buches des flämischen Dekrets, welche die Übertragung der Grundstücke 

von einer ausreichenden Bindung zur Gemeinde abhängig machte.234 Die darin aufgeli-

steten drei Voraussetzungen hinderten einerseits diejenigen Interessenten „daran, […] 

Grundstücke oder darauf errichtete Bauten zu erwerben, für mehr als neun Jahre zu 

mieten oder ein Erbpacht- oder Erbbaurecht daran zu vereinbaren [...], [die keine aus-

reichende Bindung zur Zielgemeinde vorweisen konnten].“235 Andererseits beschränkte 

diese Regelung die Rechte der Unionsbürger mit Immobilienbesitz in den Zielgemein-

den, da sie im Falle eines längeren Aufenthaltes außerhalb der flämischen Region ihre 

erforderliche Bindung verlieren könnten. Damit wurde ein Eingriff in die Art. 21, 45, 49, 

56 und 63 Abs. 1 AEUV sowie 22 und 24 der Richtlinie 2004/38/EG verankerten Grund-

freiheiten bestätigt.236  

Wegweisend für die Baulandförderungsmodelle sind jedoch die weiteren Ausführungen 

des EuGHs bezüglich der Rechtfertigung der im Rahmen der Einheimischenförderung 

beschränkten Grundfreiheiten. Demnach 

„können nationale Maßnahmen, die geeignet sind, die Ausübung der durch den 
AEU-Vertrag garantierten Grundfreiheiten zu behindern oder weniger attraktiv zu ma-
chen, allerdings zugelassen werden, wenn mit ihnen ein im Allgemeininteresse liegen-
des Ziel verfolgt wird, wenn sie geeignet sind, dessen Erreichung zu gewährleisten, und 
wenn sie nicht über das hinausgehen, was zur Erreichung des verfolgten Ziels erforder-
lich ist […].“237 

Die beschränkende Maßnahme muss nach Ansicht des EuGHs folglich mit den verfolg-

ten „sozioökonomischen Aspekten, […] ausschließlich die am wenigsten begüterte ein-

heimische Bevölkerung auf dem Immobilienmarkt zu schützen“238, in unmittelbarem Zu-

sammenhang stehen. Insofern erklärte der EuGH die Einheimischenmodelle für grund-

sätzlich rechtmäßig. 

 
233 Vgl EuGH, Urt. v. 08.05.2013, C-197/11, Celex-Nr. 62011CJ0197, Rn. 13, Rn. 24 (Juris). 
234 Vgl. ebd., Rn. 19. 
235 Ebd., Rn. 39. 
236 Vgl. ebd., Rn. 40 f., 48. 
237 Ebd., Rn. 49. 
238 Ebd., Rn. 55. 
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Das Flämische Dekret hielt diesen Anforderungen allerdings nicht stand, da die nor-

mierte ausreichende Bindung keine erforderliche und angemessene Maßnahme dar-

stellte, das verfolgte Ziel zu ermöglichen. Einerseits können die Kriterien des § 2 des 

fünften Buches des Flämischen Dekrets über den bezweckten schützenswerten Perso-

nenkreis hinaus auch von wohlhabenderen Personen erfüllt werden. Andererseits wären 

mildere Maßnahmen denkbar, das vorgetragene Ziel zu verwirklichen. Außerdem 

schreibt der EuGH bei der Anwendung der Vergabekriterien eine begrenzte Ermes-

sensausübung der nationalen Behörde vor, die sich „auf objektiv[e], nicht diskriminie-

rend[e] im Voraus bekannt[e] Kriterien [stützt] […].“239 Insofern hätten die unter § 2 Nr. 3 

aufgelisteten Kriterien des fünften Buchs einer genaueren Konkretisierung bedurft.240 

5.4 Ergebnis des Vertragsverletzungsverfahrens gegen Deutschland  

Wie bereits in Punkt 4.3.2 angesprochen, wurde das gegen Deutschland gerichtete Ver-

tragsverletzungsverfahren im Jahr 2017 im Rahmen einer Einigung eingestellt. Die Kom-

mission hatte darin mehreren deutschen Einheimischenmodellen Eingriffe in die unions-

rechtlich geschützten Grundfreiheiten vorgeworfen und sie auf den Prüfstand stellen las-

sen.241 Bezugnehmend auf die von der Bundesregierung, der Europäischen Kommission 

und dem Freistaat Bayern ausgearbeiteten „neuen Leitlinien zur Ausgestaltung von Ein-

heimischenmodellen […] ist nun die für viele Städte und Gemeinden so wichtige rechts-

sichere Ausgestaltung von Einheimischenmodellen gewährleistet.“242 Gleichzeitig die-

nen die Leitlinien der „Erfüllung der vom EuGH konturierten unionsrechtlichen Vorga-

ben“243 der Einheimischenmodelle. In diesem Zusammenhang stellt jede abweichende 

Zielsetzung sowie jede Überschreitung der ausgearbeiteten Leitlinien einen Verstoß ge-

gen das Europarecht dar.244 

5.5 Inhaltliche Ausgestaltung der ausgearbeiteten Leitlinien  

Die ausgearbeiteten „Leitlinien für Gemeinden bei der vergünstigten Überlassung von 

Baugrundstücken im Rahmen des so genannten Einheimischenmodells“245 legen den 

Rahmen für die zulässige Einführung und Nutzung der Baulandförderungsmodelle fest. 

Die weitere Konkretisierung und Anpassung an die gemeindlichen Gegebenheiten liegt 

dann im Gestaltungsspielraum der jeweiligen Kommune.246 

 
239 EuGH, Urt. v. 08.05.2013, C-197/11, Celex-Nr. 62011CJ0197, Rn. 57 (Juris). 
240 Vgl. ebd., Rn. 50, 53-58. 
241 Vgl. Klein, Deutsche Einheimischenmodelle, 2017, S. 170. 
242 StMB, Leitlinien für Einheimischenmodelle [Zugriff am 05.03.2022]. 
243 Klein, a. a. O., S. 172. 
244 Vgl. BStMI für Bau und Verkehr, Neue Leitlinien für Einheimische, S. 2 [Zugriff am 06.03.2022]. 
245 Ders., Leitlinien für Einheimischenmodelle, S. 1 [Zugriff am 06.03.2022]. 
246 Vgl. Gleich/Simon, Baulandvergabe in der Hochpreislage, 2017, S. 260. 
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Vereinbar mit der Zielsetzung der Einheimischenmodelle sind allerdings nur Grund-

stücke, deren Größe auf die Finanzkraft der weniger begüterten Bevölkerung ausgerich-

tet ist. Obwohl die gemeindlichen Einheimischenmodelle überwiegend zur Ausweisung 

von Bauland genutzt werden, können und sollen sie ebenso für die Vergabe von Eigen-

tumswohnungen angestrebt werden.247 

Die Leitlinien differenzieren das Vergabeverfahren in allgemeine Zugangsvoraussetzun-

gen und eine bepunktete Auswahlentscheidung. Diese Differenzierung ist einem Stufen-

system gleichzusetzen: Nur wer die erste Stufe meistert und dessen Voraussetzungen 

erfüllt, wird im Vergabeverfahren um das ausgewiesene subventionierte Bauland be-

rücksichtigt.248 Die beschriebene Vorgehensweise ist in Anhang 2 nachzuvollziehen. 

Als Zugangsvoraussetzungen der Bewerber werden von der Gemeinde Vermögens- 

und Einkommensobergrenzen festgelegt, die kumulativ eingehalten werden müssen. Die 

Leitlinien beschränken den kommunalen Gestaltungsspielraum insofern, als dass die 

Vermögensobergrenze einerseits am in Aussicht stehenden Grundstückswert bemessen 

wird. Andererseits verbietet die vorausgesetzte Bedürftigkeit der Einheimischenmodelle, 

dass die Bewerber bereits über Bauland in der Gemeinde verfügen. Dahingehend mehrt 

jedes weitere Immobilieneigentum das eigene Vermögen.249 

Die Einkommensobergrenze orientiere sich wiederum an dem vom Statistischen Bun-

desamt „geführten Indikato[r] [zum] ,Bruttojahresverdienst von im produzierenden Ge-

werbe und Dienstleistungsbereich Beschäftigten‘ […].“250 Dieser ist von der Gemeinde 

prognostisch fortzuschreiben. Neben einem Freibetrag für die unterhaltspflichtigen Kin-

der, bemisst sich die Obergrenze für Paare in einer angepassten Relation zu Alleinste-

henden.251 Die Ortsansässigkeit darf kein Bestandteil der Zugangsvoraussetzungen 

sein.252 

Die anschließende Auswahlentscheidung wird mittels Punktesystem getroffen. Sum-

miert werden einerseits Punkte für das Kriterium des Ortsbezugs und andererseits für 

soziale Kriterien. Die Ortsansässigkeit eines Bewerbers darf allerdings nur maximal die 

Hälfte der Gesamtpunktzahl ausmachen. Dem Gegenüber müssen die sozialen Kriterien 

mit einer Gewichtung von mindestens 50 % eingehen. Ein Verhältnis von 30/70 oder 

20/80 (Ortsbezugskriterien/Sozialkriterien) ist, wie in Anhang 2 dargestellt, möglich.253 

 
247 Vgl. BStMI für Bau und Verkehr, Neue Leitlinien für Einheimische, S. 2 [Zugriff am 06.03.2022]. 
248 Vgl. Gleich/Simon, Baulandvergabe in der Hochpreislage, 2017, S. 260. 
249 Vgl. BStMI für Bau und Verkehr, Leitlinien für Einheimischenmodelle, S. 1 [Zugriff am 06.03.2022]. 
250 StMB, Anwendungshinweis zur Einkommensobergrenze, S. 2 [Zugriff am 06.03.2022]; vgl. Statisti-
sches Bundesamt, Bruttojahresverdienste von Vollzeitbeschäftigten im Jahr 2021 [Zugriff am 07.03.2022]. 
251 Vgl. BStMI für Bau und Verkehr, Leitlinien für Einheimischenmodelle, S. 1 [Zugriff am 06.03.2022]. 
252 Vgl. Gleich/Simon, Baulandvergabe in der Hochpreislage, 2017, S. 260. 
253 Vgl. BStMI für Bau und Verkehr, Leitlinien für Einheimischenmodelle, S. 2 [Zugriff am 06.03.2022]. 
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Neben dem Wohnsitz und der Arbeitsstätte des Baulandinteressenten ist es auch mög-

lich, im Rahmen des Ortsbezugskriteriums Punkte auf ein Ehrenamt zu vergeben. Eine 

dahingehende Untergliederung kann die Gemeinde eigenständig treffen. Sie muss je-

doch beachten, dass sich die einzelnen Auswahlkriterien der Ortsansässigkeit gegen-

seitig mindern und dass sich die höchstmögliche Punktzahl stets an der Erfüllung des 

jeweiligen Kriteriums für eine Zeitdauer von maximal fünf Jahren bemisst.254  

Bei einer Gesamtpunktzahl von 200 Punkten dürften folglich maximal 100 Punkte für den 

Ortsbezug angerechnet werden. Im Anhang (Anhang 3) werden zwei, von der Verfasse-

rin selbst erstellte, denkbare Varianten zur Bewertung des Ortsbezugs aufgeführt. 

Dass die sozialen Kriterien mit mindestens 50 % der Gesamtpunktzahl anzusetzen 

sind, entspricht der vom EuGH gebilligten sozioökonomischen Zielsetzung der Einhei-

mischenmodelle.255 Sie bewerten die Bedürftigkeit der Bewerber in Bezug auf ihre Ver-

mögens- und Einkommenslage sowie hinsichtlich sozialer Besonderheiten der einzelnen 

Haushalte.256 Dabei erhalten die Interessenten umso mehr Punkte, je weiter sie die Ver-

mögens- und Einkommensgrenzen der ersten Stufe unterschreiten. Da dies jedoch das 

Risiko einer ungesicherten Finanzierung birgt, empfehlen Gleich und Simon den Ge-

meinden die Maximalpunktzahl bei eben jener Vermögens- und Einkommenslage anzu-

setzen, bei der eine gesicherte Finanzierung gewährleistet wird.257  

Die Erfüllung der elterlichen Fürsorge- und Schutzpflichten rechtfertigen die Berücksich-

tigung der Anzahl und des Alters minderjähriger Kinder im Rahmen der Auswahlent-

scheidung.258 Eine weitere Privilegierung können verheiratete Paare oder eingetragene 

Lebenspartnerschaften im Sinne des Art. 6 Abs. 1 GG erhalten. Daneben dürfen auch 

Kriterien hinsichtlich einer vorliegenden Behinderung oder eines bestehenden Pflege-

grades berücksichtigt werden.259 

Die Wertigkeit und die Auswahl der einzelnen Ortsbezugskriterien ermöglicht es der Ge-

meinde, den Bewerberkreis entsprechend ihrer vorgesehenen Privilegierung festzule-

gen. Wie der EuGH bereits in seinem Urteil vom 08.05.2013 argumentierte, muss das 

Vergabeverfahren zwangsläufig „auf objektiven, nicht diskriminierenden und im Voraus 

bekannten Kriterien beruhen.“260 Zu beachten ist auch, eine im Falle eines Punktegleich-

standes zweier Bewerber getroffene gemeindliche Festlegungen hinsichtlich der Aus-

wahlentscheidung, die jedoch nicht vom EuGH vorgesehen ist.261

 
254 Vgl. BStMI für Bau und Verkehr, Leitlinien für Einheimischenmodelle, S. 2 [Zugriff am 06.03.2022]. 
255 Vgl. Klein, Deutsche Einheimischenmodelle, 2017, S. 173. 
256Vgl. BStMI für Bau und Verkehr, a. a. O., S. 2 [Zugriff am 06.03.2022]. 
257 Vgl. Gleich/Simon, Baulandvergabe in der Hochpreislage, 2017, S. 262. 
258 Vgl. Klein, a. a. O., S. 174. 
259 Vgl. Gleich/Simon, a. a. O., S. 263 f. 
260 EuGH, Urt. v. 08.05.2013, C-197/11, Celex-Nr. 62011CJ0197 (Juris). 
261 Vgl. Gleich/Simon, a. a. O., S. 263. 
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Da die Veräußerung von Grundstücken im Einheimischenmodell eine gemeindliche Sub-

ventionierung bezweckt, sehen die Leitlinien auch eine vertragliche Bindung von zehn 

Jahren zur Sicherung des Förderzwecks vor.262 Wie jedoch unter Gliederungspunkt 

4.3.4.2 ausgeführt, kann das Angemessenheitsgebot in Abhängigkeit der gewährten 

Vergünstigung auch längere Bindungen und noch andere gemeindliche Sicherungsin-

strumente vorsehen. 

6 Rechtslage in Sachsen 

Dieses Kapitel setzt sich zum Ziel, die aktuelle Rechtslage der Einheimischenmodelle in 

Sachsen herauszustellen. Zu Beginn wird deshalb auf die Gesetzgebungskompetenz im 

Baurecht eingegangen. Anschließend werden die bei der Einführung und Nutzung von 

Baulandförderungsmodellen zu beachtenden gesetzlichen Vorschriften und möglichen 

entgegenstehenden Rechtsgebiete unter Zuhilfenahme der vorangegangenen Ausfüh-

rungen thematisiert.  

6.1 Gesetzgebungskompetenz im Baurecht 

Zu beachten ist hierbei, dass die Thematik der Baulandförderungsmodelle, wie in Punkt 

4.3.2 beschrieben, allein vom Bundesgesetzgeber in § 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB nor-

miert wurde. Der Bund hat mit dem Erlass des BauGB insoweit von seiner konkurrieren-

den Gesetzgebung nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG über den städtebaulichen Grund-

stücksverkehr und das Bodenrecht Gebrauch gemacht. Die Ermächtigung zur Einfüh-

rung und Nutzung der Einheimischenmodelle kann daher dem Bauplanungs- oder auch 

Städtebaurecht zugeordnet werden.263  

Insofern beschränkt sich die Prüfung der sächsischen Rechtlage der Einheimischenmo-

delle auf die bundesgesetzgeberische Regelung des § 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB. Da 

alle Bundesländer der Ermächtigung im BauGB unterliegen, können insofern Urteile und 

Handlungen herangezogen werden, die über die Landesgrenzen des Freistaates Sach-

sens hinausgehen. Sollte die Ausführung eines bayerischen oder eines nordrheinwest-

fälischen Einheimischenmodells als unzulässig angesehen werden, kann diese Erkennt-

nis konkludent auf das sächsische Recht übertragen werden. Damit ergibt sich schluss-

endlich eine bundesweit einheitliche Rechtslage der Einheimischenmodelle. 

 
262 Vgl. BStMI für Bau und Verkehr, Leitlinien für Einheimischenmodelle, S. 2 [Zugriff am 06.03.2022]. 
263 Vgl. Brenner, Öffentliches Baurecht, 2020, S. 4, Rn. 13. 
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6.2 Zulässigkeit sächsischer Einheimischenmodelle 

Die Zulässigkeit sächsischer Einheimischenmodelle gründet sich, wie in Punkt 4.1 the-

matisiert, auf Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG. Im Freistaat Sachsen wird die grundgesetzliche 

Norm durch Art. 82 Abs. 2 sowie Art. 84 bis 90 SächsVerf ergänzt.264 Damit liegt es in 

der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie der Gemeinden, subventioniertes ge-

meindliches Bauland an Ortsansässige zu vergeben. Zur Abwicklung und Sicherung des 

Förderungszwecks kommen städtebauliche Verträge nach § 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB 

zur Anwendung. Deren in Gliederungspunkt 4.3.4 konkretisierte Beschränkungen müs-

sen auch im Freistaat Sachsen zwingend berücksichtigt werden. 

6.3 Gemeindehaushaltsrecht 

Da das Gemeindehaushaltsrecht den Einheimischenmodellen entgegenstehen könnte, 

wird dieses nachfolgend genauer betrachtet. 

§§ 89 und 90 SächsGemO regeln den Erwerb und den Verkauf kommunaler Vermö-

gensgegenstände im Freistaat Sachsen. Gemäß § 90 Abs. 1 S. 1 SächsGemO darf die 

Gemeinde Vermögensgegenstände veräußern, soweit keine Gründe des Allgemein-

wohls entgegenstehen und sie diese zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht benötigt. Außer-

dem darf der angebotene Gegenstand in der Regel nur zu seinem vollen Wert verkauft 

werden (vgl. § 90 Abs. 1 S. 2 SächsGemO). Der Gesetzgeber erkennt jedoch in § 90 

Abs. 1 S. 3 SächsGemO grundsätzlich auch Ausnahmen von dieser Festsetzung an.  

Die Ausnahmeregelung des Satzes vier, die die Vermögensveräußerungen zur Förde-

rungen der Bildung privaten Eigentums unter sozialen Gesichtspunkten vorsieht, berech-

tigt die Gemeinden zur Gewährung angemessener Preisnachlässe.265 Damit ermöglicht 

§ 90 Abs. 1 S. 4 SächsGemO den Gemeinden eine im Vergleich zu § 90 Abs. 1 S. 2 

SächsGemO „nicht auf Ausnahmefällen [bzw. atypischen Fällen] beschränkte Möglich-

keit der Gewährung eines Nachlasses.“266 Laut Auffassung des Sächsischen Oberver-

waltungsgerichts beziehe sich diese Regelung auch auf die gemeindliche Pflicht, nach 

§ 2 Abs. 1 SächsGemO für die Gemeindeeinwohner privates Eigentum zu schaffen. 

Durch die Veräußerung der gemeindlichen Grundstücke unterhalb ihres vollen Wertes 

kämen die Kommunen dieser Verpflichtung nach. In den beschriebenen Fällen räumt 

das Gericht den Gemeinden eine Gestaltungsfreiheit ein.267 

 
264 Vgl. Fassbender/König/Musall, Sächsisches Kommunalrecht, 2021, S. 42, Rn. 2. 
265 Vgl. SächsOVG, Urt. v. 27.01.2004 – 4 B 606/02 –, Rn. 40 (Juris). 
266 Ebd. 
267 Vgl. ebd. 
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Da die Einheimischenförderung das Ziel verfolgt, der ortsansässigen Bevölkerung den 

Erwerb von Grundstücken zu sozialverträglichen Konditionen innerhalb der Gemeinde 

zu ermöglichen, steht das kommunale Haushaltsrechts diesem Vorhaben gemäß § 90 

SächsGemO folglich nicht entgegen. Zu beachten sind jedoch angemessene gemeindli-

che Förderungen sowie vertragliche Sicherungsinstrumente.268 Des Weiteren muss vor 

der Veräußerung von Grundstücken unter ihrem vollen Wert gemäß § 90 Abs. 3 S. 1 Nr. 

1 SächsGemO die Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde eingeholt werden. 

6.4 Wohnraumförderung 

Die Wohnraumförderung beeinträchtigt die Einführung und Nutzung von Einheimischen-

modellen nicht. Im Jahr 2006 übertrug der Bund die Zuständigkeit für die Gesetzgebung 

zur sozialen Wohnraumförderung auf die Länder.269 In Sachsen wurde das Wohnraum-

förderungsgesetz gemäß Art. 125a Abs. 1 S. 2 GG 2013 um das Gesetz über die Zu-

ständigkeiten auf dem Gebiet der sozialen Wohnraumförderung ergänzt. 

Da die soziale Wohnraumförderung gemäß §§ 1 und 2 WoFG die Schaffung von bezahl-

barem Wohnraum für finanzschwächere Haushalte thematisiert, ergeben sich für die be-

vorzugte Grundstücksvergabe und Baulandausweisung für Einheimische keine Ein-

schränkungen.270 

6.5 Nutzung der Leitlinien 

„Es ist nun Aufgabe der Länder und Kommunen, ihre Einheimischenmodelle in Einklang 

mit den Leitlinien auszugestalten.“271 Mit dieser Feststellung bringt das Bundesministe-

rium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz zum Aus-

druck, dass die in Punkt 5.5 beschriebenen Leitlinien nicht nur im Bundesland Bayern 

angewendet werden können, sondern eine bundesweite gemeindliche Vergabepraxis 

ermöglichen. Insofern können sich auch alle sächsischen Kommunen auf eine „rechts- 

und […] planungssicher[e] Aufstellung von Einheimischenmodellen [stützen].“272 Selbst-

verständlich bedürfen die Leitlinien für Baulandförderungsmodelle einer individuellen re-

gionalen Anpassung der einzelnen Kommunen unter Beachtung der gesetzlichen Vor-

schriften. 

 
268 Vgl. Huber/Wollenschläger, Einheimischenmodelle, 2008, S. 24. 
269 Vgl. ebd., S. 25. 
270 Vgl. ebd. 
271 BMUV, EU-Kommission stellt Vertragsverletzungsverfahren ein [Zugriff am 05.03.2022]. 
272 BStMI für Bau und Verkehr, Neue Leitlinien für Einheimische, S. 2 [Zugriff am 06.03.2022]. 
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7 Nutzung der Einheimischenmodelle in Sachsen 

Dieses Kapitel betrachtet die Verbreitung der Einheimischenmodelle in Sachsen. Hierzu 

werden eine getätigte Umfrage ausgewertet und einige Praxisfälle vorgestellt. Des Wei-

teren werden Tageszeitungen und Amtsblätter herangezogen, um herauszufinden, wel-

che Haltung einzelne Kommunen gegenüber den Einheimischenmodellen vertreten. 

7.1 Umfrage 

Um zu analysieren, wie verbreitet die Nutzung von Einheimischenmodellen in sächsi-

schen Kommunen ist, wurde die Methodik der Umfrage gewählt. Im Zeitraum vom 17.01. 

bis 13.02.2022 wurden deshalb alle sächsischen Gemeinden und Städte zur Teilnahme 

an der Umfrage aufgefordert. Der ausgearbeitete Fragebogen (Anhang 4) umfasst dabei 

13 Fragen, die sich je nach Beantwortung ein- und ausblenden. 

7.1.1 Inhalt 

Der Fragebogen zielte darauf ab, neben dem konkreten „Einführungs- bzw. Nutzungs-

stand“ der Einheimischenmodelle auch die Haltung der jeweiligen Kommunen hinsicht-

lich der Privilegierung einheimischer Bevölkerungsgruppen abzufragen. Im Ergebnis 

können daher vier Fallkonstellationen unterschieden werden: 

1. Einheimischenmodelle in Anwendung 

2. Einheimischenmodell in Einführung 

3. Überlegungen zur Einführung 

4. ablehnende Haltung zur Einführung von Einheimischenmodellen 

Neben der Art des praktizierten Einheimischenmodells wurden ebenso deren Vor- und 

Nachteile ermittelt. Außerdem konnten Probleme, die während der Einführung oder Nut-

zung aufgetreten sind, angegeben werden. 

7.1.2 Ergebnisse  

Von den angeschriebenen 419 Gemeinden, darunter drei kreisfreien Städten und 53 

Großen Kreisstädten im Freistaat273 nahmen 49 Kommunen an der Befragung teil. Zwei 

Städte und eine Große Kreisstadt beteiligten sich nicht an der Umfrage, brachten aber 

per E-Mail zum Ausdruck, dass sie keine Einheimischenmodelle praktizieren (siehe An-

hänge 5 bis 7). Da aus dem elektronischen Schriftverkehr allerdings nicht die konkrete 

Haltung der einzelnen Kommunen ersichtlich wurde, fließen diese drei Städte nicht in 

die Auswertung des Fragebogens ein.  

 
273 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Verwaltungsgliederung [Zugriff am 08.03.2022]. 
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Obwohl die Umfrage keine repräsentativen Ergebnisse, bedingt durch die geringe Teil-

nehmerzahl, erzielte, soll sie zumindest einen kleinen Überblick über die Verbreitung der 

Einheimischenmodelle in Sachsen ermöglichen.  

Im Ergebnis weisen zwei Kommunen Einheimischenmodelle auf. Zwei Städte konnten 

die Einführung ihrer Einheimischenmodelle nach eigenen Angaben noch nicht abschlie-

ßen. Vier Kommunen spielen laut den Ergebnissen der Umfrage mit der Überlegung, 

Bauland im Rahmen von Baulandförderungsmodellen an die weniger begüterte Bevöl-

kerung zu veräußern.  

Von diesen acht Kommunen äußerten sieben den mit den Einheimischenmodellen ver-

bundenen Vorteil, den Einwohnerwegzug zu verhindern. Drei Städte sehen darüber hin-

aus in der Schaffung von Wohnraum für einkommensschwächere Einwohner einen wei-

teren positiven Aspekt. Ergänzend zu den vorgegebenen Antwortmöglichkeiten gab eine 

Stadt den mit den Einheimischenmodellen verbundenen Vorteil an, Bewohner in demo-

grafieschwachen Regionen an die eigene Kommune zu binden. Eine andere Gemeinde 

sieht in den Baulandförderungsmodellen eine weitere Chance hinsichtlich der Rückkehr 

ehemaliger Einwohner, Kinder, Enkel und weiterer Familienangehöriger. Die vier Kom-

munen, die Einheimischenmodelle einführen bzw. praktizieren, verneinten die Frage hin-

sichtlich auftretender Probleme während der Einführung oder Nutzung der Modelle. 

Als Kritikpunkte gaben vier Kommunen an, dass Einheimischenmodelle nicht das allge-

meine Problem des bezahlbaren Wohnraums und der bezahlbaren Immobilienpreise lö-

sen. Während 16 Teilnehmer zum Ausdruck brachten, dass die Modelle für die jeweilige 

Kommune nicht geeignet seien, bestünde bei sieben Kommunen kein gemeindlicher Be-

darf. In diesem Zusammenhang betonte eine Gemeinde die kostendeckenden Bestre-

bungen von Kommunen im ländlichen Raum, bei der Schaffung von Bauland. Eine große 

Kreisstadt verwies auf die fehlende politische Forcierung dieses Themas und bekräftigte 

gemeinsam mit vier weiteren Kommunen den erwünschten Zuzug auswärtiger Bauland-

bewerber. Neben einer grundsätzlichen Ablehnung erachten vier Kommunen die Ausge-

staltung der Baulandförderungsmodelle als zu unsicher. Hierbei hinterfragte eine Ge-

meinde auch mögliche Diskriminierungen. In einer Gemeinde gäbe es zudem einen sehr 

hohen Eigentumsanteil beim Wohnraum. Neben zwei Städten, die sich mit der Thematik 

der Einheimischenmodelle zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht auseinandergesetzt haben, 

brachte eine Gemeinde zum Ausdruck, dass die Modelle bisher nicht in politischen Gre-

mien thematisiert wurden, und dass die Gemeinde keine Flächen beplane, von denen 

sie kein Eigentümer sei. 

Die Ergebnisse dieser Umfrage sind unter dem im Anhang (Anhang 8) genannten Link 

geschützt und zeitlich befristet bis 31.12.2022 einsehbar. 
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7.2 Stadt Radebeul – Ablehnung von Einheimischenmodellen 

Mit Sitzung vom 17.04.2019 lehnte der Radebeuler Stadtrat die Einführung eines Ein-

heimischenmodells ab. Stadtrat Jan Mücke hatte zuvor einen Beschlussantrag in den 

Stadtrat eingebracht, der die Etablierung eines Einheimischenmodells für das Bebau-

ungsplanverfahren „Neubebauung Glasinvest“ vorsah. Die Hälfte der neu entstehenden 

Wohnungen sollte dabei subventioniert an ortsansässige Radebeuler veräußert werden. 

Allerdings wurde der Beschluss aus tatsächlichen und rechtlichen Gründen mehrheitlich 

(4 Stimmen dafür, 19 Gegenstimmen, 2 Enthaltungen) abgelehnt.274 

Aus tatsächlicher Sicht ermangelte es dem Vorhaben u. a. an entstehenden Eigentums-

wohnungen. Hinsichtlich der rechtlichen Erwägungsgründe wurde angeführt, dass es 

sich um ein bereits eingeleitetes Verfahren eines vorhabenbezogenen Bebauungspla-

nes handele. Der Entschluss zur Einführung eines Einheimischenmodells auf den vor-

gesehenen Flächen hätte dem Vorhabenträger daher zwar nicht unbedingt vor dem Ab-

schluss des städtebaulichen Vertrages bekannt sein müssen, allerdings stünden einer 

diesbezüglichen Änderung des Vorhabens neben dem Vertrauensschutz auch das Über-

maß- und Kopplungsverbot entgegen.275 

7.3 Einheimischenmodell der Stadt Leipzig 

Die Stadt Leipzig praktiziert ein Einheimischenmodell, dass die Vergabe von Grundstük-

ken im Erbbaurecht vorsieht. Anstelle der Veräußerung von Grundstücken mittels nota-

riellem Kaufvertrag schließt die Stadt mit dem Baubewerber dabei einen Erbbaurechts-

vertrag.276 

Der Vertragspartner der Stadt besitzt gemäß § 1 Abs. 1 ErbbauRG das Recht „auf oder 

unter der Oberfläche des Grundstücks ein Bauwerk zu haben (Erbbaurecht).“ Damit ist 

der Erbbaurechtsnehmer Eigentümer des Bauwerks. Grundstückseigentümer bleibt je-

doch die Stadt Leipzig, die im Gegenzug für die Überlassung ihres Eigentums eine Pacht 

erhält.277 Diese wird als jährlicher Erbbauzins in Höhe von 2,5 % (des Verkehrswertes 

des Grundstücks) über eine Laufzeit von 99 Jahren für die Nutzung des Grundstücks 

fällig.278 Statt der Zahlung des Erbbauzins kann der Erbbauberechtigte auch „den Betrag 

als Einmalzahlung in Höhe des Verkehrswertes zu Beginn des Erbbaurechts […] [auf-

bringen].“279 

 
274 Vgl. Stadt Radebeul, Radebeuler Amtsblatt, S. 12. [Zugriff am 09.03.2022]. 
275 Vgl. ebd. 
276 Vgl. Stadt Leipzig, Leipzig will Eigenheimgrundstücke im Erbbaurecht anbieten [Zugriff am 10.03.2022]. 
277 Vgl. Löhr, Marktgerechte Erbbaurechte, 2020, S. 12. 
278 Vgl. Stadt Leipzig, Eigenheimgrundstücke [Zugriff am 10.03.2022]. 
279 Ders., Merkblatt Erbbaurecht [Zugriff am 10.03.2022]. 
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Läuft der Erbbaurechtsvertrag aus, bestehen für die Vertragspartner zwei Möglichkeiten. 

Entweder sie verlängern den auslaufenden Vertrag „oder das Grundstück mit Gebäude 

geh[t] gegen einen Wertausgleich wieder an die Stadt über.“280 Im Gegensatz zum typi-

schen Grundstücksverkauf würden Interessenten dadurch eine finanzielle Entlastung er-

fahren. Ein Erbbaurechtsvertrag belastet Bauwillige nicht in doppelter Hinsicht (Grund-

stückspreis plus Kosten der Bauphase), wodurch nach Auffassung des Baubürgermei-

sters Thomas Dienberg der Stadt Leipzig vor allem Familien von dieser Form der Eigen-

tumsbildung profitieren würden.281 

Die 50 vorgesehenen Einzelgrundstücke werden für dieses und nächstes Jahr in meh-

reren Tranchen auf dem Online-Portal „Baupilot.com“ angeboten.282 Für die ersten zehn 

Grundstücke (Anhang 9) können sich Bauwillige bereits seit 24.01.2022 auf dem Portal 

bewerben. Das entsprechende Verfahren der Stadt (Anhang 10) sieht ebenso wie an-

dere Einheimischenmodelle eine Bepunktung spezieller Auswahlkriterien vor. Diese sind 

in Anhang 11 aufgeführt und beinhalten neben sozialen auch ökologische Kriterien.  

Derjenige Baubewerber, der am Ende die höchste Punktzahl erreicht, schließt mit der 

Stadt Leipzig einen Erbbaurechtsvertrag.283 Die von der Stadt Leipzig ausgearbeiteten 

Merkblätter hinsichtlich der vertraglichen Rahmenbedingungen sowie des Erbbaurechts 

sind in Anhang 12 und 13 aufgeführt. 

 
280 Stadt Leipzig, Leipzig will Eigenheimgrundstücke im Erbbaurecht anbieten [Zugriff am 10.03.2022]. 
281 Vgl. ebd. 
282 Vgl. Baupilot GmbH, Grundstücke und Immobilien in Leipzig [Zugriff am 10.03.2022]. 
283 Vgl. Stadt Leipzig, Eigenheimgrundstücke [Zugriff am 10.03.2022]. 
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8 Schlussteil 

Der Untersuchungsschwerpunkt dieser Arbeit, die Darstellung der Thematik der Einhei-

mischenmodelle und der konkret in Sachsen vorzufindende Rechtsstand wurde erörtert 

und literarisch belegt. Im Ergebnis können die Einheimischenmodelle als legitime kom-

munale Maßnahmen zur Einheimischenförderung qualifiziert werden. 

Auf ein Fazit verzichtet die Verfasserin an dieser Stelle, da die Kernaussagen die Zu-

sammenfassung der erzielten wissenschaftlichen Erkenntnisse darstellen.  

Weitere wissenschaftliche Arbeiten können neben der hier thematisierten rechtlichen 

Ausgestaltung der Baulandförderungsmodelle beispielsweise die Schwerpunkte sowie 

Vor- und Nachteile der einzelnen Arten der Einheimischenmodelle (Verkaufs-, Vertrags- 

und Zwischenerwerbsmodelle) genauer betrachten und gezielt Handlungsanleitungen 

für die einzelnen Modelle aufstellen. Die in dieser Arbeit konzipierte Anleitung zur Ein-

führung und Nutzung der Einheimischenmodelle in Sachsen würde dahingehend eine 

Erweiterung erfahren. Auch die im Rahmen der Umfrage aufgeführten Kritikpunkte der 

Einheimischenmodelle, beispielsweise hinsichtlich anfallender Kosten im Rahmen der 

kommunalen Baulandausweisung, wurden in dieser Arbeit nicht näher thematisiert und 

bedürfen daher einer weiteren Fokussierung. Mit den erzielten Erkenntnissen könnten 

Lösungsansätze konzipiert werden, die eventuell mehr Kommunen zur Nutzung der Bau-

landförderungsmodelle bewegen. 

Des Weiteren bedürften die am Beispiel der Stadt Leipzig angesprochenen Einheimi-

schenmodelle im Erbbaurecht einer genaueren Betrachtung hinsichtlich ihrer Praktikabi-

lität und Wirksamkeit. Wenngleich Einheimischenmodelle eine Möglichkeit im Span-

nungsgefilde der Baulandknappheit darstellen, so muss weiter hinterfragt werden, wie 

die Situation auf dem Baulandmarkt ganzheitlich entschärft werden kann und welche 

Rolle dabei die Kommunen spielen. Ebenso können weitere Varianten der kommunalen 

Baulandbereitstellung untersucht werden, da nicht alle Kommunen die örtlichen Gege-

benheiten aufweisen, die zur Anwendung der Einheimischenmodelle berechtigen. 

Um die unrepräsentativen Ergebnisse der vorliegenden Arbeit hinsichtlich der Nutzung 

der Einheimischenmodelle in Sachsen zu vervollständigen, bedarf es außerdem einer 

weiteren Umfrage bzw. weiterer Untersuchungen. Dabei muss nicht nur eine höhere 

Teilnehmerzahl erzielt werden, sondern auch eine Überarbeitung des Fragebogens 

stattfinden. Die getätigte Umfrage ließ in Bezug auf bereits praktizierter Einheimischen-

modelle keine Antwortmöglichkeit zu, weshalb die Ergebnisse dahingehend als fehler-

behaftet qualifiziert werden können. 
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Kernsätze 

1. Die Ursachen für die Entwicklung der Einheimischenmodelle sind vielfältig: Neben 

den Folgen des demografischen Wandels und dem veränderten Wohnverhalten der 

Menschen resultieren die steigenden Immobilien- und Mietpreise primär aus dem 

Missverhältnis zwischen angebotenem und nachgefragtem Bauland.  

2. Einheimischenmodelle geben den im Einzugsgebiet von attraktiven Städten liegen-

den Kommunen eine Möglichkeit in die Hand, dem Verdrängungsprozess der ein-

heimischen Bevölkerung entgegenzuwirken. 

3. Den Baulandförderungsmodellen liegen (kommunal-)politische, städtebauliche und 

soziale Zielsetzungen zugrunde.  

4. Einheimischenmodelle lassen sich in unterschiedlichen Arten (Verkaufs-, Vertrags-, 

Zwischenerwerbsmodellen, etc.) praktizieren, die allesamt angemessene vertragli-

che Bindungen hinsichtlich der Förderung von Einheimischen vorsehen müssen.  

5. Die Ermächtigung zur Durchführung von Einheimischenmodellen gründet sich in der 

kommunalen Selbstverwaltungsgarantie aus Art. 28 Abs. 2 GG sowie Art. 82 Abs. 2 

SächsVerf und in § 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB.  

6. Bei dem Abschluss städtebaulicher Verträge im Rahmen von Einheimischenmodel-

len müssen der Vorrang des Gesetzes, das Angemessenheits- und Koppelungsver-

bot sowie das Verbot planerischer Vorwegbindung zwingend eingehalten werden.  

7. Einheimischenmodelle sind grundsätzlich zulässig, soweit sie nach Festsetzung des 

EuGHs dabei ein im Allgemeininteresse liegendes Ziel verfolgen.  

8. Die privilegierte Vergabe von gemeindlichen Grundstücken im Rahmen von Einhei-

mischenmodellen findet mit Hilfe eines punktebasierten Auswahlverfahrens statt. 

9. Die Auswahlkriterien der Einheimischenmodelle gewähren den Kommunen einen 

großen Gestaltungsspielraum, müssen jedoch objektiv und diskriminierungsfrei ge-

wählt und vorher bekannt gegeben werden. 

10. Die ausgearbeiteten Leitlinien Bayerns können von den Kommunen als Orientie-

rungshilfe und -rahmen für die individuelle Ausgestaltung ihres Vergabeverfahrens 

herangezogen werden und ermöglichen eine rechts- und planungssichere Aufstel-

lung ihrer Auswahlkriterien. 
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Anhang 1: Übersicht über die Struktur der Privathaushalte 2018 und 2040284 

 

 

 
Anhang 2: Vorgehensweise der Leitlinien für Einheimischenmodelle285 

 

 

 
284 Statistisches Bundesamt, Demografischer Wandel [Zugriff am 14.02.2022]. 
285 Gleich/Simon, Baulandvergabe in der Hochpreislage, 2017, S. 261. 
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Anhang 3: Zwei Varianten zur Punktevergabe des Ortsbezugskriteriums286 

 

Variante 1: Ortsbezugskriterien 

- 5 Punkte für die Ausübung eines gemeindlichen Ehrenamt pro Jahr (maximal 25 
Punkte),  

- 10 Punkte für den Hauptwohnsitz des Bewerbers in der Gemeinde pro Jahr (maximal 
50 Punkte) und  

- 5 Punkte für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit in der Gemeinde pro Jahr (maximal 
25 Punkte) 

= maximal 100 Punkte  
 

Variante 2: Ortsbezugskriterium 

- 10 Punkte für den Hauptwohnsitz des Bewerbers in der Gemeinde pro Jahr (maxi-
mal 50 Punkte) und  

- 10 Punkte für den Hauptwohnsitz des Ehe- oder Lebenspartners des Bewerbers in 
der Gemeinde pro Jahr (maximal 50 Punkte) 

= maximal 100 Punkte 

 

 

 
286 Vgl. Gleich/Simon, Baulandvergabe in der Hochpreislage, 2017, S. 263. 
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Anhang 4: Fragebogen zur Umfrage  
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Anhang 5: Grundstücke der ersten Tranche (Stadt Leipzig) 

Anhang 6: Grundstücke der ersten Tranche (Stadt Leipzig) 

Anhang 7: Grundstücke der ersten Tranche (Stadt Leipzig) 

Anhang 8: Grundstücke der ersten Tranche (Stadt Leipzig  
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Anhang 9: Grundstücke der ersten Tranche (Stadt Leipzig)287  

  
  

 
287 Stadt Leipzig, Eigenheimgrundstücke [Zugriff am 10.03.2022]. 
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Anhang 10: Verfahrensablauf zur Bestellung von Erbbaurechtsverträgen für Ei-

genheimgrundstücke (Stadt Leipzig)288  

 
 

 
288 Stadt Leipzig, Verfahrensablauf Bestellung von Erbbaurechtsverträgen für Eigenheimgrundstücke [Zu-
griff am 10.03.2022]. 
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Anhang 11: Auswahlkriterien (Stadt Leipzig)289 

 

 
289 Stadt Leipzig, Merkblatt Auswahlkriterien [Zugriff am 10.03.2022]. 
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Anhang 12: Merkblatt vertragliche Rahmenbedingungen (Stadt Leipzig)290  

 

 
290 Stadt Leipzig, Merkblatt Vertragliche Rahmenbedingungen für den Abschluss eines Erbbaurechtsver-
trages [Zugriff am 10.03.2022]. 
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Anhang 13: Merkblatt Erbbaurecht (Stadt Leipzig)291  

 

 
291 Stadt Leipzig, Merkblatt Erbbaurecht [Zugriff am 10.03.2022]. 
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Anhang 14: Handlungsanleitung für sächsische Gemeinden und Städte zur 
Einführung und Nutzung von Einheimischenmodellen  

 

Zweck 

Die Handlungsanleitung soll den sächsischen Verwaltungen dazu dienen, einen Über-

blick über die Thematik der Einheimischenmodelle zu erhalten und ihnen die wichtigsten 

Normen zur rechts- und planungssicheren Ausgestaltung von Baulandförderungsmodel-

len aufzuzeigen. Sie stützt sich auf den Erkenntnissen der vorliegenden Arbeit und ge-

währt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 

 

Einheimischenmodelle & ihre Ziele 

Einheimischenmodelle stellen legitime kommunale Maßnahmen dar, bei denen die Kom-

munen im Rahmen eines bepunkteten Vergabeverfahrens privilegiert subventionierte 

Grundstücke an die ortsansässige Bevölkerung veräußern.  

Gewählt werden kann diese Form der Einheimischenförderung, wenn die Kommunen 

durch den Zuzug finanzkräftiger Auswärtiger einen Verdrängungsprozess der weniger 

begüterten einheimischen Bevölkerung vom Baulandmarkt erfahren. 

Für die Durchführung gibt es verschiedene Möglichkeiten, die nachfolgend ohne Be-

trachtung der rechtlichen Ausgestaltung aufgeführt sind. 

 

Modellname Inhalt 

Verkaufsmodell -Kommune veräußert eigene Grundstücke an Einheimische 

Vertragsmodell -Kommune überplant Flächen Privater, soweit sich Privater ver-

pflichtet, das entstehende Bauland für eine bestimmte Zeit nur an 

Einheimische zu veräußern oder zu vermieten 

Zwischenerwerbsmo-

dell 

-Kommune überplant Flächen Privater, soweit sich Privater ver-

pflichtet, einen Teil des entstehenden Baulandes an die Kom-

mune zu veräußern 

-Kommune kauft verpflichtete Flächen und veräußert diese an Ein-

heimische 

weitere Form eines 

Einheimischenmodells 

-bspw. Vergabe von Grundstücken im Erbbaurecht: 

Erbbaurechtsvertrag mit einer bestimmten Laufzeit verpflichtet Erb-

baurechtsnehmer zur Zahlung eines jährlichen Erbbauzins oder ei-

ner Einmalzahlung, im Gegenzug erhält er Nutzungsrecht des 

Grundstücks 
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1 Zulässigkeit von Einheimischenmodellen (EM) (+) 

1.1 kommunale Ermächtigung zur Einführung und Nutzung der EM (+) 

- Abschluss städtebaulicher Verträge zum Zwecke der Einheimischenförderung  

§ 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB  

- kommunalen Selbstverwaltungsgarantie (Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG, Art. 82 Abs. 2 sowie 

Art. 84 bis 90 SächsVerf) 

1.2 Einzuhaltende Ge- und Verbote städtebaulicher Verträge (+) 

1.2.1 Vorrang des Gesetzes (Art. 20 Abs. 3 GG bzw. § 54 S. 1 VwVfG) (+) 

=kein Handeln gegen das Gesetz! 

-Beschränkung der vertraglichen Vereinbarungen auf § 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB 

-darüber hinaus Beachtung von Vertragsformverboten- sowie inhaltsgeboten  

 

1.2.2 Angemessenheitsgebot (§ 11 Abs. 2 S. 1 BauGB) (+) 

=angemessenes Verhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung  

-verlangt wird einzelfallbezogene Prüfung der vertraglichen Bindungen in Abhängig-

keit des Preisnachlasses sowie angemessene gemeindliche Sicherungsinstrumente 

(z. B. gemeindliches Wiederkaufsrecht, Zustimmungserfordernisse mit auferlegten 

Nachzahlungspflichten, Bau- oder Eigennutzungsverpflichtung) 

zulässige Vereinbarungen: 

-Kaufpreis des unbebauten Grundstücks = Höhe des Verkehrswertes 

-Kaufpreisverbilligung v. 20 % bei 20-jährigem gemeindlichen Wiederkaufsrecht 

 
unzulässige Vereinbarungen (unzumutbare Härte / wirtschaftliche Ausnutzung des 
Privaten): 

-gemeindliche Überplanung verlangt Abtretung von mehr als der Hälfte der unbe-

bauten Eigentumsflächen 

-i. d. R. vertragliche Bindungen über 30 Jahre (es sei denn sehr hoher Preisnach-

lass gewährt oder außergewöhnliche Umstände) 

-Grundstücksverkauf zu Verkehrswert sowie Zuzahlung bei Weiterverkauf 

 

1.2.3 Koppelungsverbot (§ 11 Abs. 2 S. 2 BauGB bzw. § 56 Abs. 2 VwVfG) (+)  

=verlangt unmittelbaren Zusammenhang zwischen Leistung und Gegenleistung so-

wie einheitliche Interessensverfolgung  

-Verstöße führen zur Nichtigkeit (§ 59 Abs. 2 Nr. 4 VwVfG bzw. § 134 BGB)  

Bsp.: Kaufpreis für Einheimischengrundstück fließt in anderes EM 

1.2.4 Verbot planerischer Vorwegbindung (§ 1 Abs. 3 S. 2 BauGB) (+) 

- bei EM nicht beeinträchtigt  
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2 Anforderungen an die Vergabekriterien (+) 

2.1 kein Verstoß gegen grundgesetzliche Festlegungen (+) 

-hiervon ist auszugehen 

2.2 kein Verstoß gegen unionsrechtliche Festlegungen (+) 

-Verstoß ist gerechtfertigt bei der Verfolgung von Allgemeininteressen, die in unmittelba-

rem Zusammenhang mit beschränkender Maßnahme stehen 

-bei EM rechtfertigt dies sozioökonomischer Aspekt (Einheimische auf Immobilien-
markt zu schützen) 

-siehe hierzu Urteil zum Flämischen Dekret 292 

2.3 Leitlinien für Einheimischenmodelle (EM) (+) 

=im Rahmen der Einstellung des Vertragsverletzungsverfahrens gegen Deutschland 

aufgestellte zulässige Leitlinien zur Erstellung der Vergabekriterien der EM293 

=ermöglichen rechts- und planungssichere Ausgestaltung bei Anpassung an eigene 

Kommune 

2.3.1 wichtige Bedingungen  

-Veräußerung von Grundstücken auf Finanzkraft der Einheimischen ausgerichtet 

-objektive, nicht diskriminierende und im Voraus bekannte Kriterien 

2.3.2 zweistufiges Auswahlverfahren 

1. allgemeine Zugangsvorausset-

zungen  

2. punktebasierte Auswahlentscheidung mithilfe 

Ortsbezugs- und sozialen Kriterien 

-festgelegte Vermögens- und Ein-

kommensobergrenzen kumulativ 

einhalten 

-Ortsansässigkeit darf kein Zugangs-

kriterium sein 

-weitere Maßgaben siehe Leitlinien 

 

-Ortsbezugskriterien: Wohnsitz/Arbeitsort/Ehrenamt 

in Kommune 

-soziale Kriterien: Unterschreitung der Einkommens- 

und Vermögensobergrenzen (Stufe 1), Anzahl und Al-

ter minderjähriger Kinder, verheiratete Paare/einge-

tragene Lebenspartnerschaften, Behinderung sowie 

Pflegegrad eines Haushaltsmitglieds 

-Gesamtpunktzahl: max. 50 % Ortsbezugskriterien & 

mind. 50 % soziale Kriterien; Verhältnis (20/80, 30/70, 

50/50) legt Kommune fest 

-Maximalpunktzahl eines Kriteriums ist bei Erfüllung 

von 5 Jahren erreicht 

-weitere Maßgaben siehe Leitlinien 

2.3.3 vertragliche Sicherungsinstrumente 

-vertragliche Bindung von 10 Jahren vorgesehen (In Abhängigkeit des Angemessen-

heitsgebots sind auch längere Bindungen und andere Sicherungsinstrumente möglich.)  

 
292 EuGH, Urt. v. 08.05.2013, C-197/11, Celex-Nr. 62011CJ0197, Rn. 49, 55 (Juris). 
293 BStMI für Bau und Verkehr, Leitlinien für Einheimischenmodelle [Zugriff am 06.03.2022]. 
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